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Leitfaden  
des Bmi  
zu den wesentlichen 
Waffenbestandteilen

Das BMI zu langen 
Magzinen der neue 
Runderlaß schafft Klarheit

Die Verordnungs-
Texte zum neuen  
Waffengesetz

Daß uns Legalwaffenbesitzern nie viel Sympathie seitens der österreichischen 
Innenpolitik entgegengebracht wurde, ist ja kein Geheimnis. Man erinnere sich 
nur an die damals in der zweiten Republik bislang beispiellose Hetze gegen den 
privaten legalen Waffenbesitz in der Folge der beiden Amokläufe in Zöbern und 
Mauterndorf im Jahr 1997. Damals gelang es uns noch die bereits geplanten Ver-
botsabsichten – auch mit Hilfe von besonnenen politischen Entscheidungsträgern 
– zu stoppen, aber seit dem hinlänglich bekannten „Anlaßfall“ vom Juni 2025 ist 

alles anders. Das in der Folge erlassene und am 28. April 2026 in Kraft getretene neue Waffengesetz ist mehr ein 
Legalwaffenverhinderungsgesetz als ein Waffengesetz. Wir hören mittlerweile von massiven Umsatzeinbrü-
chen beim Waffenhandel, vom Rückgang bei Anmeldungen zum sog. Psycho-Test und sogar von Klagen der 
Beamten in den Waffenbehörden über den Vollzug dieses legistischen Machwerks. Dementsprechend schwierig 
gestaltet sich auch unsere Vereinsarbeit hier seriöse Auskünfte zu geben, da wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
- wie übrigens alle anderen Stellen auch – über weite Strecken bis zu den gerichtlichen Entscheidungen nur 
unsere Rechtsmeinung darlegen können.

Zeitgleich mit Inkrafttreten des neuen Waffengesetzes wurde vom Bundesministerium für Inneres ein soge-
nannter Leitfaden zu den wesentlichen Waffenbestandteilen herausgegeben, der in der Ihnen vorliegenden 
Ausgabe der IWÖ-Nachrichten abgedruckt ist. Ebenfalls liegt uns jetzt auch der neue vollständige Runderlaß 
zum Waffengesetz vor. 

Details dazu werden wir noch in einer der nächsten Folgen der IWÖ-Nachrichten bringen, vorab ist anzumer-
ken, daß man sich seitens des BMI bemüht hat, die Regelungen betreffend lange Magazine zu präzisieren, vgl. 
Seiten 32ff des Runderlasses sowie den Artikel unseres Vorstandsmitgliedes Gunter Hick auf Seite 30f. dieser 
Ausgabe. Eingearbeitet wurde auch der oben erwähnte Leitfaden ab Seite 180 des Erlasses. 
Ein weiteres interessantes Detail: Auch Jäger müssen künftig ein psychologisches Gutachten beibringen, wenn 
sie untauglich waren und der Verdacht mangelnder Verläßlichkeit besteht (vgl. Seite 175 des Erlasses). Aus 
langjähriger Erfahrung wissen wir wie leicht diesbezügliche Verdachtsgründe gefunden werden können.
Inwieweit dieser neue Runderlaß letztendlich dazu beitragen wird dieses, unseres Erachtens unnötige neue 
Waffengesetz zu vollziehen, bleibt abzuwarten, viele – bislang teilweise noch unabsehbare – Vollzugsprobleme 
werden aber wahrscheinlich nur durch entsprechende Judikatur zu klären sein, die kaum vor Ablauf der Über-
gangsfristen vorliegen wird. 

Editorial

Redaktions-Highlights

Sehr geehrte Mitglieder der IWÖ,
sehr geehrte Leser unsereR IWÖ-Nachrichten, 
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Ebenso fraglich ist, inwieweit der von den Regierungspar-
teien angestrebte Sicherheitsgewinn verwirklicht werden 
kann, wenn die Polizeibeamten mindestens doppelt so lange 
mit den Kontrollen der Legalwaffenbesitzer beschäftigt sind, 
zumal jetzt auch die Schußwaffen der Kategorie C Gegen-
stand von langwierigen Verwahrungskontrollen sind. Schon 
in unserer Stellungnahme zum Mandatsschreiben von Ursula 
von der Leyen an Magnus Brunner, in welchem ein Aktions-
plan gegen (legale) Feuerwaffen vorgestellt wurde, der uns 
letztendlich das neue Waffengesetz beschert hat (siehe Ausga-
be 4/2024, Seite 16f der IWÖ-Nachrichten), haben wir darauf 
hingewiesen, daß die legalen Feuerwaffen wohl nicht das 
Problem puncto Sicherheit in Europa sind. Verfolgt man die 
aktuellen Medienberichte in der EU wäre wohl wichtiger ge-
wesen den legistischen Focus auf andere, bei weitem notwen-
digere „Unsicherheiten“, zu legen. Aber das ist natürlich nicht 
so einfach wie rechtstreue Waffenbesitzer einzuschränken.
Wir von der IWÖ werden uns jedenfalls weiter bemühen mit 
den zuständigen Vollzugsbehörden in Kontakt zu bleiben und 
über Judikate zumindest gewisse völlig übertriebene und ein-
schränkende Rechtsmeinungen der Behörden zu beseitigen. 
Selbstverständlich werden wir Sie auch weiterhin nach besten 
Kräften informieren. 

Den neuen Runderlaß findet man auf der IWÖ-Webseite unter 
der Rubrik „Waffenrecht“.

Weiters in dieser Ausgabe der IWÖ-Nachrichten enthalten 
sind die jetzt amtlichen Texte der beiden Runderlässe zum 
Waffengesetz, die Änderungen sind wie auch beim Waffenge-
setz gerötet.

Weitere Beiträge wie ein Artikel von Dr. Peter Paulsen über 
die Pistolen des Modells FN 1910 sowie die Fortsetzung des 
Reiseberichts von Dr. Norbert Mosch durch den amerikani-
schen Kontinent mit interessanten Details zu den jeweiligen 
einschlägigen Waffengesetzen – diesmal aus Mexiko – runden 
den Inhalt ab. 

Zuletzt möchte ich mich noch im Namen des IWÖ-Vorstandes 
für die Probleme beim Versand der letzten Ausgabe der IWÖ-
Nachrichten entschuldigen. Seit Erscheinen unserer Vereins-
zeitung wird diese aufgrund der Thematik im Kuvert versen-
det und das wird auch weiterhin so bleiben. Leider war das 
bei der Ausgabe 1/2026 durch ein Versehen der beauftragten 
Druckerei nicht der Fall. Diese hat sich bei uns aber ausdrück-
lich entschuldigt und wir garantieren, daß der Versand der 
IWÖ-Nachrichten künftig wieder wie gewohnt erfolgen wird!
Abschließend wünsche ich Ihnen viel Spaß beim Lesen sowie 
einen ruhigen Spätsommer und verbleibe

Ihr

DI Mag. Andreas Rippel
Präsident der IWÖ
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Seit Inkrafttreten des neuen Waf-
fengesetzes am 28. April gelten 
nun auch die Neufassungen der 
beiden Durchführungsverordnun-
gen. Die IWÖ wurde eigeladen, 
zu den Entwürfen der Verord-
nungen eine Stellungnahme 
einzubringen – nachzulesen u.a. 
in 1/2026 der IWÖ-Nachrichten 
– in welcher wir noch einmal 
nachdrücklich darauf hingewie-
sen haben, daß die Neuregelung 
des Österreichischen Waffenge-
setzes eigentlich falsch ist, da 
von falschen Voraussetzungen 
ausgegangen wurde: solange 
nicht aufgeklärt ist weshalb es 
überhaupt zum Anlaßfall dafür 
kommen konnte, ob nicht etwa 
Behördenversagen die Ursache 
war und man deshalb mit dem 
mittlerweile alten – bewährten 
–  Regelungen das Auslangen 
gefunden hätte, entbehrt die 
aktuelle Rechtslage einer seriösen 
Grundlage. 

Da die Verordnungen primär die 
Neuregelung der sogenannten 
„Psychotests“ zum Inhalt haben, 
wurde unsererseits natürlich 
auf die fehlende faktenbasierte 
Notwendigkeit hingewiesen, 
zumal bislang seitens des Ge-
setzgebers keinerlei Angaben 
darüber gemacht worden sind 
inwieweit diese neuen Testver-

fahren überhaupt geeignet sind, 
Vorfälle wie den in Graz künftig 
zu verhindern bzw. ob die Situati-
on nicht sogar schlechter werden 
könnte, da ja hier neue - bislang 
ungeprüfte - Testverfahren zur 
Anwendung kommen.

Unsere Stellungnahme scheint 
doch etwas Unruhe im BMI ver-
ursacht zu haben, man hat selbige 
marginal in den neuen Verord-
nungstext einfließen lassen aber 
letztendlich ist der Schaden für 
uns Legalwaffenbesitzer nicht un-
erheblich: die Rechtsunsicherheit 
ist wie prognostiziert massiv, wel-
che Probleme der Vollzug dieses 
neuen Regelwerks noch mit sich 
bringen wird kann noch niemand 
absehen und die Kosten für die 
Legalwaffenbesitzer explodieren.

Nachfolgend jetzt die amtlichen 
Texte der beiden Durchführungs-
verordnungen. 

Sie finden den Text der beiden 
Waffengesetz-Durchführungsver-
ordnungen auch auf der IWÖ-
Webseite unter der Rubrik „Waf-
fenrecht - das Österreichische 
Waffengesetz“.

Die Neuerungen sind wie auch 
im bereits von uns publizierten 
Waffengesetz gerötet.

Die Durchführungsverordnungen
zum Waffengesetz

Text: DI Mag. Andreas Rippel
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Erste Verordnung 
des Bundesministers für Inneres über  
die Durchführung des Waffengesetzes 

(1. Waffengesetz-Durchführungsverordnung – 1. WaffV) 

Präambel/
Promulgationsklausel

Auf Grund des Waffengeset-
zes 1996, BGBl. I Nr. 12/1997, wird 
verordnet:

Anforderungen an die 
Gutachter und Eintragung 

in die Liste
§ 1. (1) Der Bundesminister für 
Inneres führt eine Liste jener 
Gutachter, die geeignet sind, 
Gutachten gemäß § 41 Abs. 1 des 
Waffengesetzes 1996 (WaffG), 
BGBl. I Nr. 12/1997, zu erstellen. 
Der Bundesminister für Inneres 
hat auf Antrag nur jene Personen 
in der Liste der Gutachter gemäß 
§ 41 Abs. 4 WaffG einzutragen, die 
nachweislich
1.	 in der Liste der Klinischen 

Psychologinnen und Klini-
schen Psychologen gemäß 
§ 26 des Psychologengeset-
zes 2013 (PlG 2013), BGBl. I 
Nr. 182/2013, eingetragen 
sind und deren Berufsbe-
rechtigung gemäß § 30a 
PlG 2013 nicht ruht,

2.	 eine mindestens fünfjäh-
rige einschlägige Berufs-
ausübung als klinische 
Psychologen, insbesondere 
im Bereich der klinisch-
psychologischen Diagnostik 
im Erwachsenenbereich, 
aufweisen und

3.	 die fachspezifische Ausbil-
dung für Gutachter erfolg-
reich absolviert haben.

(2) Die fachspezifische Ausbildung 
für Gutachter im Ausmaß von 
zumindest 30 Einheiten ist an einer 
Ausbildungseinrichtung gemäß 
§ 9 PlG 2013 oder einer Universität 
gemäß § 6 Abs. 1 des Universi-
tätsgesetzes 2002 (UG), BGBl. I 
Nr. 120/2002, zu absolvieren; diese 
hat zumindest folgende Inhalte zu 
umfassen:
1.	 Rechtliche Grundlagen, ins-

besondere auf dem Gebiet 
des Waffenrechts,

2.	 Fachspezifische klinisch-
psychologische Aspekte,

3.	 Rahmenbedingungen der 
klinisch-psychologischen 
Gutachtenserstellung,

4.	 Vertiefung der Inhalte durch 
konkrete Fallstudien.

Die Erfüllung der in Abs. 1 Z 1 und 
Z 2 festgelegten Voraussetzungen 
ist vor Absolvierung der fachspezi-
fischen Ausbildung bei der jeweili-
gen Ausbildungseinrichtung gemäß 
§ 9 PlG 2013 oder Universität ge-
mäß § 6 Abs. 1 UG nachzuweisen.

Fortbildungspflicht und 
Streichung von der Liste

§ 2. (1) Der Gutachter hat alle fünf 
Jahre dem Bundesminister für 
Inneres die Absolvierung von
1.	 für seine Tätigkeit relevan-

ten Fort- und Weiterbildun-

Erste Verordnung des Bundesministers für inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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gen über aktuelle Entwick-
lungen und Erkenntnisse 
der psychologischen sowie 
anderer berufsrelevanter 
Wissenschaften bei einer 
Ausbildungseinrichtung 
gemäß § 9 PlG 2013 oder 
einer Universität gemäß § 6 
Abs. 1 UG im Ausmaß von 
40 Einheiten sowie

2.	 Supervision im Ausmaß von 
20 Einheiten

nachzuweisen.

(2) Verstößt der Gutachter ge-
gen die im WaffG oder in dieser 
Verordnung festgelegten Pflichten, 
hat der Bundesminister für Inneres 
den jeweiligen Gutachter von der 
Liste zu streichen. Im Falle einer 
Streichung verliert der Gutachter 
die Eignung, klinisch-psychologi-
sche Gutachten gemäß § 41 Abs. 1 
WaffG zu erstellen.

(3) Der Gutachter hat dem Bundes-
minister für Inneres unverzüglich 
mitzuteilen, sofern er die in § 1 
Abs. 1 Z 1 festgelegte Vorausset-
zung nicht mehr erfüllt.

Begutachtung

§ 3. (1) Die Begutachtung hat 
folgende Teile zu umfassen, wobei 
während sämtlicher Schritte eine 
kontinuierliche Verhaltensbeob-
achtung zu erfolgen hat:

1.	 Vorgespräch,
2.	 Psychologische Tests und 

Fragebögen sowie
3.	 Explorationsgespräch.

(2) Die Begutachtung hat unab-
hängig, einzeln, persönlich, un-
mittelbar und in der in Abs. 1 Z 1 
bis 3 genannten Reihenfolge durch 
den Gutachter zu erfolgen. § 32a 
PlG 2013 gilt nicht. Der Betroffene 
hat die Waffenbehörde unverzüg-
lich zu verständigen, wenn ein 
anderer als der gemäß § 41 Abs. 1 

WaffG bekanntgegebene Gutachter 
das klinisch-psychologische Gut-
achten erstellen wird.

(3) Die Behörde hat den Gutachter 
über die Ergebnisse und die Zeit-
punkte der bisher erstellten Gut-
achten zu informieren. Der Betrof-
fene hat dem jeweiligen Gutachter 
ein zuletzt erstelltes Gutachten 
beizubringen, sofern dieses nicht 
vor mehr als zehn Jahren erstellt 
wurde. Ein solches beigebrach-
tes Gutachten sowie die von der 
Behörde gemäß § 56a Abs. 6 WaffG 
übermittelten Daten sind jedenfalls 
im Rahmen der Begutachtung zu 
berücksichtigen.

(4) Die Begutachtung hat min-
destens folgende psychologische 
Bereiche abzudecken:
1.	 Kognitive Leistung/Intelli-

genz,
2.	 Emotionale Stabilität und 

psychische Belastbarkeit 
(Emotionsregulation, Co-
pingstrategien, Resilien-
zfaktoren, Attribuierung, 
Frustrationstoleranz, Neuro-
tizismus und Kränkung),

3.	 Selbstregulation, Impulskon-
trolle und Risikoverhalten 
(Risikobereitschaft, Sensation 
Seeking und Selbstkontrolle),

4.	 Selbstkonzept und Selbst-
wirksamkeit (Selbstreflexion, 
Soziale Eigenständigkeit, 
Kompetenz- und Kontroll-
überzeugung und Integrität),

5.	 Gewissenhaftes Verhalten 
(Verantwortungsbewusst-
sein, Zuverlässigkeit, Gewis-
senhaftigkeit, Orientierung 
an Normen und Moral),

6.	 Soziale Verträglichkeit und 
prosoziales Verhalten (Ver-
träglichkeit, Empathie und 
soziale Anpassung),

7.	 Dissoziales und norm-
abweichendes Verhalten 
(Misstrauen, Aggressivitäts-, 
Extremismus- und Radika-
lisierungstendenzen und 

Feindseligkeit) sowie
8.	 Psychopathologie (inklusive 

Selbst- und Fremdgefähr-
dung).

(5) Im Rahmen des Vorgespräches 
(Abs. 1 Z 1) sind insbesondere die 
Fragestellung (§ 3a Abs. 1) zu er-
läutern und der Rahmen und Um-
fang der klinisch-psychologischen 
Begutachtung darzulegen.

(6) Im Rahmen der psycholo-
gischen Tests und Fragebögen 
(Abs. 1 Z 2) sind mindestens drei 
unterschiedliche – dem aktuellen 
Stand der psychologischen Wissen-
schaft entsprechende – Verfahren 
durchzuführen, wovon mindestens 
ein Verfahren aus dem Bereich ko-
gnitive Leistung/Intelligenz und 
zwei Verfahren aus den weiteren 
Bereichen gemäß Abs. 4 auszu-
wählen sind.

(7) Im Explorationsgespräch 
(Abs. 1 Z 3) haben die Ergebnisse 
der psychologischen Tests und Fra-
gebögen einzufließen. Zudem ist 
die Anamnese der zu begutachten-
den Person aufzunehmen und sind 
weitergehende Fragen in Hinblick 
auf die Fragestellung gemäß § 3a 
Abs. 1, insbesondere die Motive 
für den Erwerb einer Schusswaffe, 
zu klären.

Gutachten

§ 3a. (1) Auf Basis der Begutach-
tung hat der Gutachter ein kli-
nisch-psychologisches Gutachten 
und eine Mitteilung für die Behör-
de (Ergebnis eines klinisch-psy-
chologischen Gutachtens gemäß 
§ 41 Abs. 1 WaffG) zu erstellen, die 
Aufschluss über die Fragestellung 
geben, ob der Betroffene dazu 
neigt, insbesondere unter psychi-
scher Belastung mit Waffen unvor-
sichtig umzugehen oder sie leicht-
fertig zu verwenden. Das erstellte 
Gutachten und die Mitteilung sind 
dem Betroffenen zu übermitteln. 
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Dieser hat das Gutachten zehn Jah-
re ab Erstellung aufzubewahren.

(2) Die Mitteilung für die Vorla-
ge bei der Behörde hat folgende 
Inhalte aufzuweisen:
1.	 Fragestellung,
2.	 Namen, Geburtsdatum und 

Wohnanschrift der zu begut-
achtenden Person,

3.	 Datum der Begutachtung,
4.	 verwendete psychologische 

Tests und Fragebögen und
5.	 Ergebnis des Gutachtens.

(3) Die Gutachter haben bis 31. Jän-
ner des Folgejahres dem Bundes-
minister für Inneres Daten über 
Anzahl und Ergebnis der von ih-
nen im abgelaufenen Kalenderjahr 
vorgenommenen Begutachtungen 
anonymisiert – getrennt nach Ge-
schlechtern – zu übermitteln.

Monitoring

§ 3b. (1) Auf Verlangen der Behör-
de oder des Bundesministers für 
Inneres haben die Gutachter an 
einer Evaluation der Begutachtung 
oder der Erstellung des Gutach-
tens mitzuwirken.

(2) Der Bundesminister für Inneres 
ist ermächtigt, klinisch-psychologi-
sche Gutachten durch Stichproben 
fachlich zu überprüfen. Die zu 
überprüfenden Gutachter haben 
auf Verlangen die Gutachten ano-
nymisiert zu übermitteln.

(3) Ergibt das Monitoring gemäß 
Abs. 1 und 2, dass der Gutachter 
nicht mehr geeignet ist, klinisch-
psychologische Gutachten gemäß 
§ 41 Abs. 1 WaffG zu erstellen, gilt 
§ 2 Abs. 2 sinngemäß.

Kosten

§ 4. (1) Für die Durchführung der 
Begutachtung und die Erstellung 
des Gutachtens samt Mitteilung 

für die Behörde (§ 3 und § 3a) 
gebührt ein im Vorhinein zu ent-
richtendes Entgelt in der Höhe von 
678 Euro exkl. USt.

(2) Das Entgelt gemäß Abs. 1 ist 
auf der Basis des von der Bundes-
anstalt Statistik Österreich verlaut-
barten Verbraucherpreisindex 2020 
oder des an seine Stelle tretenden 
Index wertgesichert, wobei die In-
dexzahl für den Monat Jänner 2026 
die Ausgangsbasis bildet. Diese 
Wertsicherungsklausel wird ange-
wendet, sofern diese eine Erhö-
hung oder Verminderung des Ent-
gelts um mindestens fünf Prozent 
bewirkt. Die ermittelten Beträge 
sind auf volle Euro aufzurunden. 
Die Anpassung erfolgt jeweils zum 
1. März eines jeden Jahres in jenem 
Ausmaß, in dem sich der Index im 
Vergleich zur letzten Anpassung 
verändert hat. Der bei einer sol-
chen Anwendung der Wertsiche-
rungsklausel zugrundeliegende 
Indexwert gilt dann für die nächste 
Berechnung als Basiszahl.

Expansivmunition

§ 5. (1) Patronen für Faustfeuer-
waffen mit Teilmantelgeschossen 
mit offenem oder geschlossenem 
Hohlspitz sowie Geschosse für 
diese Patronen sind mit 1. Jänner 
1998 verboten. Solche Munition ist 
der Behörde ohne Anspruch auf 
Entschädigung abzuliefern.

(2) Der Besitz der in Abs. 1 genann-
ten Gegenstände ist, außer zum 
Zweck des alsbaldigen Verschie-
ßens oder des Exportes, bereits mit 
1. Oktober 1997 verboten.

(3) Die Einfuhr von Gegenständen 
gemäß Abs. 1 ist bereits mit 1. Juli 
1997 verboten; dasselbe gilt für 
den Erwerb und das Überlassen 
dieser Gegenstände, außer zum 
Zweck des sofortigen Verschie-
ßens.

Sonstige verbotene 
Munition

§ 6. Die Einfuhr und die entgeltli-
che Überlassung von Geschossen 
und Patronen mit Geschossen, 
die Explosivstoff oder andere 
chemische Wirkstoffe (ausgenom-
men Leuchtsätze) enthalten, sind 
verboten.

Schreckschusswaffen

§ 6a. Schreckschusswaffen gemäß 
§ 3b Abs. 1 WaffG haben den im 
Anhang der Durchführungsricht-
linie (EU) 2019/69 zur Festlegung 
technischer Spezifikationen für 
Schreckschuss- und Signalwaffen 
gemäß der Richtlinie 91/477/EWG 
über die Kontrolle des Erwerbs 
und des Besitzes von Waffen, ABl. 
Nr. L 15 vom 17.01.2019 S. 22, 
angeführten technischen Spezifika-
tionen zu entsprechen.

Ausnahmen von der 
vorherigen Einwilligung

§ 7. Für das Verbringen (§ 37 
WaffG) von
1.	 Schusswaffen der Katego-

rie B und C,
2.	 Schusswaffen gemäß § 45 

WaffG sowie
3.	 Munition für diese Schuss-

waffen

aus einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union in das Bundesge-
biet benötigen Gewerbetreibende, 
die zum Handel mit nichtmilitä-
rischen Schusswaffen berechtigt 
sind, keine vorherige Einwilli-
gungserklärung der zuständigen 
Behörde.

Dienstwaffen

§ 8. (1) Faustfeuerwaffen, die 
Staatsoberhäuptern oder Regie-

Erste Verordnung des Bundesministers für inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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rungsmitgliedern eines Mitglied-
staates der Europäischen Union 
als Dienstwaffen zur Verfügung 
stehen, oder die vergleichbaren 
Persönlichkeiten oder den Begleit-
personen all dieser Menschen auf 
Grund ihres Amtes oder Dienstes 
für einen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union zur Verfügung 
stehen, dürfen, soweit es sich dabei 
nicht um Kriegsmaterial handelt, 
vom Berechtigten im Rahmen 
seines Amtes oder Dienstes ohne 
weiteres nach Österreich mitge-
bracht und hier geführt werden.

(2) Auf Fremde mit einem Mittel-
punkt der Lebensbeziehungen im 
Bundesgebiet, die nachweisen, daß 
ihnen im Rahmen eines Dienstver-
hältnisses zu einem anderen Staat 
eine Schusswaffe der Kategorie B 
als Dienstwaffe zugeteilt worden 
ist, haben – sofern Gegenseitigkeit 
besteht – ein Gutachten gemäß § 41 
Abs. 1 WaffG nur beizubringen, 
wenn Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, der Betroffene könnte aus 
einem der in § 8 Abs. 2 genannten 
Gründe nicht mehr verläßlich sein, 
insbesondere unter psychischer 
Belastung dazu neigen, mit Waffen 
unvorsichtig umzugehen oder sie 
leichtfertig zu verwenden.

Ausnahmebestimmungen 
für Organe ausländischer 

Sicherheitsbehörden

§ 8a. (1) Die Einfuhr, der Besitz 
und das Führen von Schusswaffen, 
die nicht Kriegsmaterial sind, ist 
Organen ausländischer Sicher-
heitsbehörden (§ 2 Abs. 3 PolKG, 
BGBl. I Nr. 104/1997), unbeschadet 
der Bestimmungen des § 47 Abs. 1 
Z 2 lit. c WaffG im Falle
1.	 der Teilnahme an Übungen 

und Ausbildungsmaßnah-
men;

2.	 der Teilnahme an wissen-
schaftlichen oder sportlichen 
Veranstaltungen;

3.	 von Hospitationen;
4.	 von gemischten Streifen;
5.	 der Begleitung von Verwal-

tungs-, Untersuchungshäft-
lingen oder Strafgefangenen;

6.	 der Begleitung im Rahmen 
von Zeugenschutzprogram-
men;

7.	 des Personenschutzes für 
Personen aus einem EU-
Staat, soweit nicht § 8 Abs. 1 
zur Anwendung gelangt;

8.	 der Durchführung von 
Aufgaben zum Schutz von 
Zivilluftfahrzeugen ihres 
Heimatstaates;

9.	 der Durchführung von 
Such-, Rettungs- und Katast-
rophenhilfsmaßnahmen;

10.	 der Durchführung notwen-
diger Maßnahmen im Vor- 
und Umfeld von Maßnah-
men gemäß Z 1 bis 9;

11.	 der Durchführung eines Be-
schlusses des Sicherheitsra-
tes der Vereinten Nationen;

12.	 der Durchführung eines 
Beschlusses auf Grund des 
Titels V des Vertrages über 
die Europäische Union;

13.	 der Durchführung eines 
Beschlusses im Rahmen der 
Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE);

14.	 der Teilnahme an sonstigen 
Friedensoperationen im 
Rahmen einer internationa-
len Organisation entspre-
chend den Grundsätzen 
der Satzung der Vereinten 
Nationen, wie etwa an Maß-
nahmen zur Abwendung 
einer humanitären Katastro-
phe oder zur Unterbindung 
schwerer und systemati-
scher Menschenrechtsverlet-
zungen oder

15.	 der Zusammenarbeit zwi-
schen inländischen und 
ausländischen Organen der 
Sicherheitsbehörden

gestattet, wenn der Waffenbehörde 
durch die ausländische Sicherheits-

behörde glaubhaft gemacht wird, 
dass deren Organe diese Schuss-
waffen im Zusammenhang mit 
der Ausübung ihres Amtes oder 
Dienstes benötigen. Die Berechti-
gung zum Führen der Schusswaf-
fen erstreckt sich nur auf den für 
die Dienstverrichtung unbedingt 
nötigen Zeitraum. § 8 Abs. 1 bleibt 
unberührt.

(2) Die Glaubhaftmachung hat bei 
der Bezirksverwaltungsbehörde, 
im Gebiet einer Gemeinde, für 
das die Landespolizeidirektion 
zugleich Sicherheitsbehörde erster 
Instanz ist, bei der Landespolizei-
direktion zu erfolgen. Die örtliche 
Zuständigkeit richtet sich nach 
dem Einsatz- oder Veranstaltungs-
ort, in Ermangelung eines solchen, 
sowie in den übrigen Fällen, nach 
dem im Amtssprengel der Waffen-
behörde gelegenen Ort der Grenz-
übertrittsstelle.

(3) Der ausländischen Sicherheits-
behörde ist von der nach Abs. 2 
zuständigen Waffenbehörde die 
Glaubhaftmachung der Voraus-
setzungen nach Abs. 1 Z 1 bis 15 
zu bestätigen. Die Organe der 
ausländischen Sicherheitsbehör-
de haben diese Bestätigung bei 
Einfuhr, Besitz und Führen der 
Schusswaffen bei sich zu führen 
und den Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes auf Verlangen 
auszuhändigen.

Erweiterung bestehender 
Berechtigungen

§ 9. Sollen Berechtigungen, die 
durch Ausstellung von Waffen-
pässen und Waffenbesitzkarten 
nach dem Waffengesetz 1986 
erteilt wurden, erweitert werden, 
so erfolgt dies durch Ausstellung 
entsprechender Dokumente nach 
dem Waffengesetz 1996.
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Übergangsbestimmungen
§ 9a. (1) Personen, die zum gemäß 
§ 62 Abs. 23 WaffG kundzuma-
chenden Zeitpunkt bereits im 
vom Bundesminister für Inneres 
geführten Register gemäß § 1 
Abs. 2 in der Fassung vor Inkraft-
treten der Verordnung BGBl. II 
Nr. 95/2026, eingetragen sind, sind 
von der Pflicht zur erfolgreichen 
Absolvierung der fachspezifischen 
Ausbildung gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 
ausgenommen.

(2) Gutachten, die aufgrund eines 
Mehrfachwahltests gemäß § 3 
Abs. 2 in der Fassung vor Inkraft-
treten der Verordnung BGBl. II 
Nr. 95/2026 erstellt wurden, gelten 
als Ergebnis eines klinisch-psycho-
logischen Gutachtens gemäß § 41 
Abs. 1 WaffG, wenn der Zeitpunkt 
der Erstellung nicht länger als 
drei Monate vor dem gemäß § 62 
Abs. 23 WaffG kundzumachenden 
Zeitpunkt liegt und es sich nicht 

um eine Beibringung gemäß § 58 
Abs. 30a WaffG handelt.

Verweise
§ 9b. Soweit in dieser Verordnung 
auf Bundesgesetze verwiesen 
wird, ist die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung 
geltende Fassung maßgeblich.

AuSSerkrafttreten
§ 10. Mit Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung tritt die Verordnung des 
Bundesministers für Inneres vom 
29. Mai 1981, mit der die Einfuhr 
und die entgeltliche Überlassung 
bestimmter Munitionsarten verbo-
ten werden, BGBl. Nr. 275/1981, 
außer Kraft.

In-Kraft-Treten
§ 11. (1) § 4 in der Fassung der Ver-
ordnung BGBl. II Nr. 400/2001 tritt 
mit 1. Jänner 2002 in Kraft.

(2) § 8a in der Fassung der Verord-
nung BGBl. II Nr. 459/2003 tritt 
mit 1. Oktober 2003 in Kraft.

(3) § 1 Abs. 4 und § 8a Abs. 2 in der 
Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 287/2012 treten mit 1. Septem-
ber 2012 in Kraft.

(3) Die §§ 3 Abs. 2, 2a, 3 und 4, 4, 8 
Abs. 2 und 9a in der Fassung der 
Verordnung BGBl. II Nr. 301/2012 
treten am 1. Oktober 2012 in Kraft.
(4) § 6a samt Überschrift und § 7 
in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 294/2019 treten mit 
dem in § 62 Abs. 21 WaffG festge-
legten Zeitpunkt in Kraft.
(5) §§ 1 bis 3b samt Überschrif-
ten, § 4, § 7, § 8 Abs. 2, § 9, § 9a 
sowie § 9b samt Überschrift in 
der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 95/2026 treten mit 
dem gemäß § 62 Abs. 23 WaffG 
kundzumachenden Zeitpunkt in 
Kraft. (Anm. 1)

Zweite Verordnung 
des Bundesministers für Inneres  

über die Durchführung des Waffengesetzes 
(2. Waffengesetz-Durchführungsverordnung – 2. WaffV) 

Präambel/
Promulgationsklausel

Auf Grund des ersten, zweiten, 
vierten und elften Abschnittes 
des Waffengesetzes 1996, BGBl. I 
Nr. 12/1997, wird verordnet:

Beachte für folgende Bestimmung
Zum Inkrafttreten vgl. § 8 Abs. 1 
und 2. 

Informationsfluss
§ 1. (1) Die Behörde (§ 48 des Waf-
fengesetzes 1996 – WaffG, BGBl. I 
Nr. 12/1997) hat dafür Sorge zu 

tragen, dass den für sie Exekutiv-
dienst versehenden Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes 
der Grunddatensatz (§ 55 Abs. 1 
WaffG) des Inhabers einer waffen-
rechtlichen Bewilligung, der seinen 
Hauptwohnsitz in ihrem Sprengel 
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hat, die Art der Berechtigung samt 
deren Kenndaten, ein allenfalls 
bestehendes vorläufiges Waffen-
verbot (§ 13 WaffG) sowie Art, 
Kaliber, Marke, Type und Herstel-
lungsnummer aller Schusswaffen, 
die bei ihm in der Zentralen In-
formationssammlung gemäß § 55 
WaffG (im Folgenden: Zentrales 
Waffenregister – ZWR) eingetragen 
sind, zur Verfügung stehen. 

(2) Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes sind ermäch-
tigt, die ihnen gemäß Abs. 1 zur 
Verfügung stehenden Daten zu 
verarbeiten, soweit dies zur Auf-
gabenerfüllung im Rahmen der 
Sicherheitsverwaltung erforderlich 
scheint.

Verständigungspflicht

§ 2. (1) Jede Sicherheitsbehörde, 
die in Kenntnis von der einem 
Menschen erteilten waffenrechtli-
chen Bewilligung Anhaltspunkte 
für Zweifel an dessen waffen-
rechtlicher Verläßlichkeit gewinnt, 
hat, sofern ihr nicht selbst als 
Waffenbehörde die Durchführung 
einer Überprüfung gemäß § 25 
Abs. 2 WaffG obliegt, die dafür 
zuständige Behörde zu verständi-
gen.

(2) Als solche Anhaltspunkte gel-
ten insbesondere:

1.	 ein Verhalten, das ein 
Einschreiten nach dem 
Sicherheitspolizeigesetz, der 
Strafprozeßordnung 1975 
oder dem WaffG erforder-
lich gemacht hat und auf 
Gewaltbereitschaft schließen 
läßt;

2.	 ein Verhalten hinsichtlich 
dessen der Behörde eine 
Mitteilung gemäß § 39b 
Abs. 3 des Unterbringungs-
gesetzes (UbG), erstattet 
wurde;

3.	 das Lenken oder Inbetrieb-
nehmen eines Kraftfahrzeu-
ges mit einem Alkoholgehalt 
des Blutes von 1,2 Promille 
oder mehr oder einem Alko-
holgehalt der Atemluft von 
0,6 mg/l oder mehr;

4.	 Übertretungen oder Ver-
gehen nach dem WaffG, 
insbesondere wenn die Tat 
mit einer nicht ordnungs-
gemäßen Verwahrung von 
Waffen einhergeht.

(3) Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes haben die 
Behörde, für die sie Exekutivdienst 
versehen, von Zweifeln an der 
waffenrechtlichen Verläßlichkeit 
des Inhabers einer waffenrecht-
lichen Bewilligung unverzüglich 
in Kenntnis zu setzen; als solche 
gelten insbesondere Umstände, 
die auf eine erhöhte Gewaltbereit-
schaft schließen lassen.

Sichere Verwahrung

§ 3. (1) Eine Schußwaffe ist sicher 
verwahrt, wenn ihr Besitzer sie 
in zumutbarer Weise vor unbe-
rechtigtem – auf Aneignung oder 
unbefugte Verwendung gerichte-
ten – Zugriff schützt.

(2) Für die Beurteilung der 
Sicherheit der Verwahrung von 
Waffen und Munition sind ins-
besondere folgende Umstände 
maßgeblich:

1.	 Verwahrung der Waffe an 
einem mit der Rechtferti-
gung oder dem Bedarf in 
Zusammenhang stehenden 
Ort, in davon nicht betrof-
fenen Wohnräumen oder in 
Dritträumen (zB Banksafe);

2.	 Schutz vor fremdem Zugriff 
durch Gewalt gegen Sachen, 
insbesondere eine der An-
zahl und der Gefährlichkeit 
von Waffen und Munition 
entsprechende Ein- oder 

Aufbruchsicherheit des 
Behältnisses oder der Räum-
lichkeit;

3.	 Schutz von Waffen und Mu-
nition vor dem Zugriff von 
Mitbewohnern, die zu deren 
Verwendung nicht befugt 
sind;

4.	 Schutz von Waffen und Mu-
nition vor Zufallszugriffen 
rechtmäßig Anwesender.

(3) Verwahrt der Besitzer einer 
Schusswaffe diese entsprechend 
der Information jenes Gewerbe-
treibenden, bei dem er die Waffe 
erworben hat, so ist ihm dies 
gegebenenfalls nur dann als seine 
Verläßlichkeit beeinträchtigend 
anzulasten, wenn die Mangelhaf-
tigkeit für einen um die sichere 
Verwahrung besorgten Waffenbe-
sitzer deutlich erkennbar ist.

Überprüfung  
der Verwahrung

§ 4. (1) Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes sind ermäch-
tigt, den Inhaber einer Waffe, die 
nur auf Grund einer nach dem 
WaffG  ausgestellten Urkunde 
besessen oder geführt werden 
darf, aufzufordern, deren siche-
re Verwahrung darzutun, wenn 
auf Grund bestimmter Tatsachen 
Zweifel daran bestehen, daß der 
Betroffene die Waffe unter Be-
rücksichtigung der Umstände 
des Einzelfalls (§ 3 Abs. 2) sicher 
verwahrt.

(2) Organe des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes haben von einem 
Verdacht nicht sicherer Verwah-
rung einer Waffe, die nur auf 
Grund einer nach dem WaffG aus-
gestellten Urkunde besessen oder 
geführt werden darf, die Behörde 
zu verständigen.

(3) Im Zuge der Prüfung oder 
Überprüfung der Verlässlichkeit 
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(§ 41 oder § 41a WaffG)  ist von 
der Behörde jedenfalls eine Über-
prüfung der sicheren Verwah-
rung des aktuellen Besitzstandes 
anzuordnen. Die Überprüfung 
ist von Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes vorzunehmen; 
diese haben dem Betroffenen die 
Anordnung der Behörde vorzu-
weisen.

(4) Die Überprüfung ist von den 
Organen des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes an einem Werktag 
(Montag bis Samstag) zwischen 7 
und 20 Uhr vorzunehmen. 

Außerhalb dieser Zeiten ist eine 
Überprüfung nur zulässig, wenn 
entweder die ausdrückliche Zu-
stimmung des Betroffenen vorliegt 
oder die Überprüfung anderenfalls 
aus in der Person des Betroffenen 
gelegenen Gründen in absehba-
rer Zeit nicht möglich wäre. Die 
Überprüfung ist ohne jegliche 
nicht unumgänglich nötige Belästi-
gung oder Störung des Betroffenen 
vorzunehmen.

SachgemäSSer Umgang  
mit Waffen

§ 5. (1) Im Verfahren zur Aus-
stellung einer waffenrechtlichen 
Urkunde hat sich die Behörde 
davon zu überzeugen, ob der 
Antragsteller voraussichtlich mit 
Schußwaffen sachgemäß umgehen 
wird; dasselbe gilt anläßlich einer 
Überprüfung der Verläßlichkeit 
(§ 41a WaffG).

(2) Als Beweismittel für die 
Befähigung zum sachgemäßen 
Umgang mit Waffen kommt 
neben dem Nachweis ständigen 
Gebrauches als Dienst-, Jagd- oder 
Sportwaffe insbesondere die Be-
stätigung eines Gewerbetreiben-
den in Betracht, der zum Handel 
mit nichtmilitärischen Waffen be-
rechtigt ist, wonach der Betroffene 

auch im – praktischen – Umgang 
mit (seinen) Waffen innerhalb des 
letzten halben Jahres geschult 
wurde.

Ermessen bei der 
Ausstellung von 

Waffenpässen und 
Waffenbesitzkarten

§ 6. Das der Behörde in § 21 
Abs. 1, 2 und 3 sowie § 35 Abs. 1 
und 2 WaffG eingeräumte Ermes-
sen darf nur im Rahmen privater 
Interessen geübt werden, die 
einem Bedarf (§ 22 Abs. 2 WaffG) 
nahekommen.

Verzicht auf Schusswaffen

§ 7. (1) Übergibt der Eigentümer 
einer Schusswaffe, deren Erwerb 
seinerzeit angezeigt oder regist-
riert wurde, diese Waffe der Behör-
de und erklärt er schriftlich und 
unwiderruflich auf sein Eigentum 
zugunsten der Republik Österreich 
zu verzichten, so hat die Behörde 
die Waffe zu übernehmen und 
hierüber dem bisherigen Eigentü-
mer unverzüglich eine Bestätigung 
auszufolgen.

(2) Die Verzichtserklärung ist jener 
Behörde zur Kenntnis zu bringen, 
die den Waffenpass oder die Waf-
fenbesitzkarte ausgestellt hat; dies 
gilt als Anzeige gemäß § 28 Abs. 8 
oder § 34 Abs. 8 WaffG.

Pflichten ermächtigter 
Gewerbetreibender

§ 8. (1) Gemäß § 32 Abs. 1 WaffG 
ermächtigte Gewerbetreibende 
sind verpflichtet, dem Bundesmi-
nister für Inneres unverzüglich die 
Endigung, das Ruhen, die Zurück-
legung oder die Entziehung der 
Gewerbeberechtigung bekannt zu 
geben.

(2) Der gemäß § 32 Abs. 1 WaffG 
ermächtigte Gewerbetreibende 
darf für die Vornahme der Regis-
trierung nur solche Mitarbeiter 
als Benutzer heranziehen, die sich 
ihm gegenüber zur Einhaltung 
des Datengeheimnisses gemäß § 6 
des Datenschutzgesetzes (DSG), 
BGBl. I Nr. 165/1999, verpflichtet 
haben. Benutzer sind von der wei-
teren Benutzung auf Dauer oder 
für eine bestimmte Zeit von der 
Ausübung ihrer Zugriffsberechti-
gung auszuschließen, wenn
sie diese zur weiteren Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgaben 
nicht mehr benötigen oder
sie die Daten nicht entsprechend 
den für den Betrieb des ZWR 
maßgeblichen Bestimmungen 
verarbeiten.

(3) Benutzer haben vor einer 
Eingabe ins ZWR einen Bezug zu 
einem bestimmten Registrierungs-
vorgang anzugeben. Bei jedem 
Zugriff auf das ZWR durch Benut-
zer sind die Daten des Lichtbild-
ausweises des Betroffenen (Art, 
Nummer, ausstellende Behörde) in 
das System einzugeben.

(4) Der Gewerbetreibende hat 
sicherzustellen, dass Zugriffe auf 
das ZWR nur erfolgen, wenn die 
Benutzer über die Bestimmungen 
gemäß § 6 DSG und den Inhalt 
dieser Verordnung belehrt wurden.

(5) Über die getroffenen Datensi-
cherheitsmaßnahmen sind Auf-
zeichnungen zu führen, die, sofern 
gesetzlich nichts anderes ange-
ordnet ist, mindestens drei Jahre 
aufzubewahren sind.

(6) Der Gewerbetreibende trägt 
– sofern dies nach der Art seiner 
Mitwirkung bei der Vollziehung 
des WaffG in Frage kommt – für 
die technischen und organisatori-
schen Voraussetzungen Vorsorge, 
dass die Waffenbehörden sämt-
liche Auskunfts-, Berichtigungs- 

Zweite Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Waffengesetzes



14 IWÖ Magazin 2|26

und Löschungspflichten nach der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 
vom 04.05.2016 S. 1, (im Folgen-
den: DSGVO), innerhalb der ge-
setzlichen Fristen jederzeit erfüllen 
können.

(7) Der Gewerbetreibende darf 
Auftragsverarbeiter nur mit Billi-
gung des Bundesministers für In-
neres heranziehen und hat deshalb 
den Bundesminister für Inneres 
von der beabsichtigten Heranzie-
hung eines Auftragsverarbeiters so 
rechtzeitig zu verständigen, dass 
dieser dies allenfalls untersagen 
kann.

(8) Der Gewerbetreibende wird 
den Waffenbehörden und dem 
Bundesminister für Inneres auf 
deren Verlangen jederzeit jene 
Informationen übermitteln, die 
zur Kontrolle der Einhaltung der 
in dieser Verordnung genannten 
Verpflichtungen notwendig sind.

(9) Findet in Räumen mit einer 
Zugriffsmöglichkeit auf das ZWR 
Geschäftsverkehr statt, ist jeden-
falls sicherzustellen, dass eine 
Einsichtnahme in die Daten des 
ZWR durch dritte Personen nicht 
möglich ist.

Zutritt zu Räumen

§ 9. Mitgliedern der Datenschutz-
behörde und des Datenschutzra-
tes, den Organen der Waffenbe-
hörden sowie Mitarbeitern des 
Bundesministers für Inneres ist 
nach erfolgter Ausweisleistung 
der Zutritt zu Räumen mit einer 
Zugriffsmöglichkeit auf das ZWR 
zu gewähren, sofern diese im 
dienstlichen Auftrag tätig werden. 

Auf Verlangen sind für deren 
Aufgabenerfüllung erforderliche 
Auskünfte zu erteilen.

Technische Vorkehrungen

§ 10. (1) Für den Verbindungs-
aufbau zum ZWR ist von den 
Gewerbetreibenden das Unter-
nehmensserviceportal nach dem 
Unternehmensserviceportalge-
setz – USPG, BGBl. I Nr. 52/2009, 
in Anspruch zu nehmen. Es 
dürfen nur Geräte zum Einsatz 
kommen, die über ein nach Maß-
gabe des jeweiligen Standes der 
Technik anerkanntes Protokoll 
kommunizieren.

(2) Für die Authentifizierung der 
Benutzer ist in der Spezifikation 
zur Durchlaufstelle das Unterneh-
mensserviceportal vorzusehen, 
das der Sicherheitsklasse 3 sowie 
der Portalverbundvereinbarung 
entspricht. Die jeweils geltenden 
Fassungen sind im Internet zu 
veröffentlichen.

(3) Der Zugriff auf das ZWR ist 
nur nach geeigneter Identifikation 
des Benutzers durch die Funkti-
on Bürgerkarte (Chipkarte oder 
Handysignatur)  möglich. Sämt-
liche Zugangsdaten  (z. B. TID, 
BENID, PIN, TAN) sind geheim zu 
halten. Es ist sicherzustellen, dass 
unbefugte dritte Personen keinen 
Zugriff auf die Zugangsdaten und 
etwaige erforderliche Hilfsmittel 
haben.

(4) Es ist sicherzustellen, dass 
nach den Vorgaben des Bundes-
ministers für Inneres geeignete, 
dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechende Vorkehrungen 
getroffen werden, um eine Ver-
nichtung oder Veränderung der 
Daten sowie eine Abfrage aus 
dem ZWR durch Zugriffe unbe-
rechtigter Menschen oder Systeme 
zu verhindern.

Kontrolle durch den 
Bundesminister für Inneres

§ 11. Der Bundesminister für Inne-
res kann im Zusammenwirken mit 
der Waffenbehörde durch Stich-
proben überprüfen, ob die Verar-
beitung der Daten des ZWR im 
dortigen Bereich den einschlägigen 
Bestimmungen entsprechend er-
folgt und die erforderlichen Daten-
sicherheitsmaßnahmen ergriffen 
worden sind.

Verwenden des Zentralen 
Melderegisters

§ 12. (1) Zur Identifizierung eines 
Betroffenen oder in Zusammen-
hang mit der Überprüfung des 
Wohnsitzes eines Betroffenen 
im Bundesgebiet gemäß § 55 
Abs. 8 WaffG darf eine Abfrage 
im Zentralen Melderegister nur 
erfolgen, wenn der Betroffene 
durch Vor- und Familienname 
sowie das Geburtsdatum und 
allenfalls auch einen bisherigen 
Wohnsitz eindeutig bestimmt 
werden kann.

(2) Die Bestimmungen der Melde-
gesetz-Durchführungsverordnung, 
BGBl. II Nr. 66/2002, gelten sinn-
gemäß für gemäß § 32 Abs. 1 
WaffG ermächtigte Gewerbetrei-
bende.

Waffenbesitzkarte  
und Waffenpass

§ 13. (1)Die Waffenbesitzkarte und 
der Waffenpass sind als Karten auf 
Kunststoffbasis nach den Mustern 
der Anlagen 1 und 2 auszustellen.

(2) Für die Herstellung von Waf-
fenbesitzkarten und Waffenpässen 
sind Verfahren zu wählen, wie sie 
in der Europäischen Union für die 
fälschungssichere Gestaltung von 
Dokumenten vorgesehen werden.
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Europäischer 
Feuerwaffenpass

§ 14. (1)Der Europäische Feuerwaf-
fenpass (§ 36 WaffG) ist nach dem 
Muster der Anlage 3 im Format A 
4 aus dem ZWR auszustellen und 
zu falten. Dessen zweite Seite (Sei-
te mit Personaldaten und Bild) ist 
mit einer transparenten Polyester-
Kaltklebefolie mit ca. 50 mµ und 
mit integriertem, demetallisiertem 
Streifen in 2D-Ausführung zu 
versehen.

(2) Für die Ausstellung ist ein 
Sicherheitspapier aus Zellstoff mit 
einer Grammatur von 95 g/m2, 
einem einstufigen Wasserzeichen 
sowie blauen und gelben UV-flu-
oreszierenden Melierfasern (zwi-
schen 15 bis maximal 25 Einheiten 
pro dm² und Farbe) zu verwenden, 
das bei Einwirkungen von chemi-
schen Reagenzien (Alkali, Säuren, 
Bleichlaugen und organische Lö-
sungsmittel) die Farbe ändert.

(3) Nachträgliche Eintragungen, 
insbesondere Eintragungen von 
Schusswaffen und die einmalige 
Verlängerung des Europäischen 
Feuerwaffenpasses, erfolgen durch 
Neuausdruck des Europäischen 
Feuerwaffenpasses nach dem 
Muster der Anlage 3 aus dem 
ZWR.

(4) Europäische Feuerwaffen-
pässe, die aufgrund der vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung 
BGBl. II Nr. 166/2014 in Geltung 
gewesenen Bestimmungen aus-
gestellt wurden, gelten als Euro-
päische Feuerwaffenpässe gemäß 
Abs. 1.

Sonstige waffenrechtliche 
Dokumente und Formulare

§ 15. (1) Die Bescheinigung der 
vorherigen Einwilligung gemäß 
§ 20 Abs. 5 WaffG ist nach dem 

Muster der Anlage 4 auszustel-
len.

(2) Die Registrierungsbestätigung 
(§ 33 Abs. 4 WaffG) hat inhaltlich 
dem Muster der Anlage 5 zu ent-
sprechen.

(3) Die Waffenregisterbeschei-
nigung (§ 55a Abs. 1 WaffG) hat 
inhaltlich dem Muster der Anlage 
6 zu entsprechen.

(4) Der Erlaubnisschein (§ 37 
Abs. 1 WaffG) ist nach dem Muster 
der Anlage 7 auszustellen.

(5) Das Formular gemäß § 37 
Abs. 2 WaffG hat dem Muster der 
Anlage 8 zu entsprechen.

(6) Die Einwilligungserklärung 
gemäß § 37 Abs. 3 WaffG hat dem 
Muster der Anlage 9 zu entspre-
chen.

(7) Eine Bescheinigung gemäß 
§§ 39 und 40 WaffG hat inhaltlich 
dem Muster der Anlage 10 zu 
entsprechen.
Verweise

§ 15a. Soweit in dieser Verordnung 
auf Bundesgesetze verwiesen 
wird, ist die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Verordnung 
geltende Fassung maßgeblich.  

Inkrafttreten

§ 16. (1) § 1 tritt für Bundespolizei-
direktionen mit 1. Jänner 1999 in 
Kraft.

(2) Für andere Behörden tritt § 1 
in Kraft, sobald der zuständige 
Landeshauptmann dem Bundes-
minister für Inneres mitteilt, daß 
für diese Behörden die technischen 
Voraussetzungen zur Verarbeitung 
der Daten gemäß § 1 Abs. 1 im 
zentralen Waffenregister des Bun-
desministers für Inneres geschaf-

fen wurden, spätestens jedoch am 
1. Jänner 2000.

(3) § 5 tritt am 1. Jänner 1999 in 
Kraft.

(4) Der Zeitpunkt gemäß § 58 
Abs. 1 WaffG, ab dem die Regist-
rierungspflicht gemäß § 33 Abs. 1 
WaffG eintritt, ist der 1. Oktober 
2012; die §§ 3 Abs. 3, 7 Abs. 1 und 
8 bis 15 sowie die Anlagen 1 bis 
10 in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 301/2012, treten zu 
diesem Zeitpunkt in Kraft.

(5) § 14 sowie die Anlage 3 in der 
Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 166/2014 treten am 1. Juli 2014 
in Kraft.

(6) § 12 Abs. 1 sowie Anlage 6 
in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 87/2017 treten mit 
1. April 2017 in Kraft.

(7) § 8 Abs. 2, 4, 6 bis 9, § 9, § 10 
Abs. 3 und 4 sowie § 11 samt Über-
schrift in der Fassung der Verord-
nung BGBl. II Nr. 104/2018 treten 
mit 25. Mai 2018 in Kraft.

(7) § 10 Abs. 2 in der Fassung der 
Verordnung BGBl. II Nr. 294/2019 
tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft. Die An-
lagen 1 bis 3 in der Fassung der 
Verordnung BGBl. II Nr. 294/2019 
treten mit dem in § 62 Abs. 21 
WaffG festgelegten Zeitpunkt in 
Kraft.

(8) Die Überschrift zu § 1, § 1 
Abs. 1, § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1, 
2 und 4, § 3 Abs. 3, § 4 Abs. 1 bis 
3, § 5 Abs. 1, § 6 samt Überschrift, 
§ 7 samt Überschrift, § 8 Abs. 2 
Z 2 und Abs. 6, § 10 Abs. 3, § 11, 
§ 12, § 15 Abs. 1 bis 3, § 15a samt 
Überschrift, die Anlagen 1, 2 
sowie die Anlagen 4 bis 10 in der 
Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 95/2026 treten mit dem gemäß 
§ 62 Abs. 23 WaffG kundzuma-
chenden Zeitpunkt in Kraft.

Zweite Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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Leitfaden
des Bundesministeriums  

für Inneres

Turbulente Zeiten für die Legalwaffenbesitzer in 
Österreich bedeuten zwangsläufig turbulente Zeiten 
für die IWÖ. Die deutlich verschärften Regelungen 
des neuen Waffengesetzes sind mittlerweile hinläng-
lich bekannt, siehe dazu unsere Ausgabe der IWÖ-
Nachrichten 3/2025. Nicht bekannt bzw. teilweise 
unklar ist noch, wie man das alles vollziehen will, der 
Interpretationsspielraum ist relativ weit. Es gab zwar 
Schulungen des BMI für die Waffenbranche, die künf-
tig die Meldungen und Registrierungen aller Waffen-
kategorien durchführen soll, aber auch hier gab es 
immer wieder Unklarheiten, die teilweise dadurch 
„elegant“ gelöst wurden, daß man sich seitens der 
Vortragenden auf den politischen Willen berufen hat.
Die Berufung auf den politischen Willen im Vollzug 
wird für den durchschnittlichen Legalwaffenbesitzer 
bei Problemen mit der Waffenbehörde wohl kaum 
ausreichen, weshalb wir von der IWÖ uns schon seit 
Jahren intensiv bemühen, seriöse Aufklärungsarbeit 
zu leisten, sei es telefonisch, persönlich auf Jagd-
messen oder Stammtischen oder auch durch unsere 
Publikationen wie die IWÖ-Nachrichten bzw. der 
Newsletter. 

Viele Anfragen erreichen uns immer wieder im 
Zusammenhang mit den Neuerungen bei den we-

sentlichen Waffenbestandteilen. Dazu gibt jetzt einen 
Leitfaden des Bundesministeriums für Inneres, den 
wir auf der IWÖ-Webseite unter https://iwoe.at/
waffenrecht/leitfaden-wesentliche-bestandteile-gema-
ess-%c2%a7-2-abs-2-waffg-stand-27-03-2026/ bereits 
verlinkt haben und jetzt in dieser Folge der  
IWÖ-Nachrichten auch gedruckt bringen.

Dieser Leitfaden ist relativ umfangreich und inso-
fern äußerst brisant, da mit Inkrafttreten des neuen 
Waffengesetzes am 28. April 2026 viele bislang frei 
erwerbliche Waffenbestandteile wie z.B. Griffstücke 
zu wesentlichen Waffenbestandteilen aufgewertet 
werden, woran sich bei Unterlassen der Registrierung 
massive Rechtsfolgen des Inhabers von Waffenbesitz-
dokumenten knüpfen, die bis zu gerichtlichen Stra-
fen führen können. Wir empfehlen diesen Leitfaden 
genau durchzublättern und bei Unklarheiten die IWÖ 
oder den jeweiligen Waffenfachhändler seines Ver-
trauens zu kontaktieren.

Wichtig: Für die Meldung eines künftig wesentlichen 
Waffenbestandteils besteht eine Frist von einem Jahr 
ab Inkrafttreten des neuen Waffengesetzes für Kat. A 
und Kat. B (§ 58 Abs. 23 und 24 WaffG) und für Kat. C 
von zwei Jahren (§ 58 Abs. 35 und 36 WaffG).

Text: DI Mag. Andreas Rippel
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Vorbemerkungen:
Mit dem Bundesgesetzblatt I 56/2025 wurde das Waf-
fengesetz 1996 novelliert.

Eine wichtige Änderung betrifft § 2 Abs. 2 WaffG, 
der nunmehr wie folgt lautet: „Die Bestimmungen 
über Schusswaffen gelten auch für wesentliche Be-
standteile von Schusswaffen. Dabei handelt es sich 
um Lauf, Trommel, Verschluss, Rahmen, Gehäuse 
und andere diesen entsprechenden wesentliche Be-
standteile von Schusswaffen (zB Griffstücke) – auch 
wenn sie Bestandteil eines anderen Gegenstandes 
geworden sind –, sofern sie verwendungsfähig und 
nicht Kriegsmaterial sind.“

Um die missbräuchliche Verwendung von wesent-
lichen Bestandteilen für kriminelle Zwecke zu be-
kämpfen, entfällt die bisherige Einschränkung, dass 
wesentliche Bestandteile von Schusswaffen oder 
Kriegsmaterial bei der Schussabgabe gasdruckbelastet 
sein müssen.

Dadurch erweitert sich der Kreis der wesentlichen 
Waffenbestandteile erheblich. Nunmehr sind insbe-
sondere Gehäuseteile (in Form von Gehäuseoberteilen 
und Gehäuseunterteilen - bei Pistolen Griffstück ge-
nannt – und einteiligen Gehäusen) vom Anwendungs-
bereich des WaffG erfasst.

Um den Waffenbehörden eine Hilfestellung bei der 
Zuordnung von neu erfassten wesentlichen Bestand-
teilen zu geben, wurde im Wesentlichen von Waffen-
technikern und Experten der LPD Wien gegenständ-
liche Information erstellt, die sich auch am Leitfaden 
„Wesentliche Teile im neuen Waffenrecht“ des deut-
schen Bundeskriminalamts1 orientiert.

1 Bundeskriminalamt Deutschland, „Leitfaden – We-
sentliche Teile im neuen Waffenrecht“, Version 3.0, 
01.08.2023.

Für sämtliche Fotobeispiele in diesem Dokument gilt: 
Bei rot markierten bzw. beschrifteten Teilen handelt 
es sich um wesentliche Waffenbestandteile, bei grün 
markierten um keine wesentlichen Waffenbestandtei-
le.

Das Gehäuse 
„Das Gehäuse ist der Bauteil [einer Schusswaffe], 
welcher den Lauf, die Abzugsmechanik und den Ver-
schluss aufnimmt.“

Der Begriff „Gehäuse“ ist damit ein Oberbegriff für 
mehrere Unterformen. Es wird grundsätzlich einmal 
zwischen teilbaren und einteiligen Gehäusen unter-
schieden.

WICHTIG: Wenn ein Gehäuse aus Gehäuseober- 
und einem Gehäuseunterteil besteht, dann ist dieses 
Gehäuse rechtlich als zwei wesentliche Teile zu qua-
lifizieren. Dies bedeutet, dass diesfalls (immer) das 
Gehäuseoberteil und das Gehäuseunterteil geson-
dert im ZWR zu verspeichern sind. Dies gilt auch, 
wenn das Gehäuse (und somit das Gehäuseoberteil 
und das Gehäuseunterteil) zugleich verkauft wird.

1. Teilbare Gehäuse 
„Setzt sich das Gehäuse aus einem Gehäuseober- und 
einem Gehäuseunterteil zusammen, sind beide Teile 
wesentliche Teile. Das Gehäuseoberteil nimmt den 
Lauf und den Verschluss auf. Das Gehäuseunterteil 
nimmt die Abzugsmechanik auf.“

Leitfaden 
„wesentliche Bestandteile 
gemäSS § 2 Abs. 2 WaffG“

 Stand April 2026

Leitfaden „wesentliche Bestandteile gemäß § 2 Abs. 2 WaffG“
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1.1 Gehäuseoberteil 
„Der Bauteil eines teilbaren Gehäuses, welcher den 
Lauf und den Verschluss aufnimmt.“

Dies sind Gehäuseoberteile halbautomatischer Lang-
waffen.

Dazu zählen beispielhaft:

AR-15

Abbildung 1: AR-15, Übersichtsaufnahme der Waffe, rote Markierung Gehäuseoberteil

Abbildung 2: AR-15, Gehäuseoberteil (gängige englische Bezeichnung: „Upper Receiver“)

Steyr AUG-Z

Abbildung 3: AUG Z, Übersichtsaufnahme der Waffe, rote Markierung Gehäuseoberteil ohne 
Optik

Abbildung 4: AUG Z, Gehäuseoberteil mit integrierter Optik

1.1.1 Kein Gehäuseoberteil

Zubehörteile ohne wesentliche technische Funktion
Zubehörteile ohne wesentliche technische Funktion 
stellen keine wesentlichen Bestandteile gemäß § 2 
Abs. 2 WaffG, insbesondere Gehäuseoberteile dar. 
Hierunter fallen Bauteile, die zwar äußerlich am 
Gehäuse montiert werden können, jedoch weder den 

Verschluss führen noch den Lauf aufnehmen:
Dazu zählen beispielhaft:

AR-15-Schulterstütze

Abbildung 5: AR-15, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 6: AR-15, Hauptbestandteile der Waffe

1…Kolben bzw. Schulterstütze 
2…Pistolengriff 
3…Handschutz 
4…Griff 
5…Gehäuse-Lauf-Einheit mit  
innenliegendem Verschluss 
6…Lower Receiver bzw. Gehäuseunterteil

Vorderschäfte von Kipplaufwaffen  
(Bsp: Bockdoppelflinte)

Abbildung 7: Bockdoppelflinte, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 8: Bockdoppelflinte, Hauptbestandteile der Waffe

1…Laufbündel 
2…Basküle (Systemkasten mit Verschluss- 
mechanismus und Abzugsmechanik und Schaft) 
3…Vorderschaft
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1.2 Gehäuse-Lauf-Einheit 
„Hier sind Lauf und Gehäuse nur unter erheblichem 
technischem Aufwand von einander trennbar. Die 
Gehäuse-Lauf-Einheit ist nicht dafür gemacht vom 
Endanwender selbst auseinander genommen zu wer-
den.“

Liegen Lauf und Gehäuse als Einheit vor, die nur un-
ter erheblichem technischem Aufwand voneinander 
getrennt werden können, sind diese als ein einziger 
wesentlicher Bestandteil anzusehen. Ist die Gehäuse-
Lauf-Einheit getrennt (d.h. wurde Lauf und Gehäuse 
voneinander getrennt), dann sind diese Teile (separat) 
als Lauf und Gehäuseoberteil/Gehäuseunterteil/
Griffstück zu behandeln. Der Verschluss ist jedenfalls 
nicht Teil der Gehäuse-Lauf-Einheit.

Gehäuse-Lauf-Einheiten sind im ZWR als Lauf zu 
verspeichern. Nur in dem Fall, dass (ausnahmeweise) 
Lauf und Gehäuse getrennt sind, dann wäre im ZWR 
gesondert der Lauf und gesondert das Gehäuseober-
teil/Gehäuseunterteil/Griffstück zu verspeichern.

Dazu zählen beispielhaft:

AR-15 Gehäuse-Lauf-Einheit

Abbildung 9: AR-15, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 10: AR-15, Gehäuse-Lauf-Einheit (GLE)

1…Lauf 
2…Verschluss (innenliegend; ist nicht Bestandteil  
der GLE) 
3…Gehäuseoberteil bzw. Upper Receiver 
4…Handschutz 
5…Zielfernrohr bzw. diverse Optiken

SIG-550-Familie: Gehäuse-Lauf-Einheit

Abbildung 11: SIG-550, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 12: SIG-550, Gehäuse-Lauf-Einheit (GLE)

1…Lauf 
2…Verschluss (innenliegend;  
ist nicht Bestandteil der GLE) 
3…Gehäuseoberteil bzw. Upper Receiver 
4…Handschutz

1.2.1 Keine Gehäuse-Lauf-Einheit

Langwaffen bei denen Gehäuse und Lauf untrenn-
bar miteinander verbunden sind

Diesfalls kann Lauf und Gehäuse (auch nicht mit 
erheblichem technischem Aufwand) getrennt werden. 
Ein eigenständiges Gehäuse ist in diesen Fällen tech-
nisch nicht feststellbar. Demgemäß wird ein solcher 
wesentlicher Teil nur als Lauf behandelt und nur als 
Lauf verspeichert.

Dazu zählen beispielhaft:

Steyr Arms Monobloc

Abbildung 13: Steyr Arms Monobloc, Übersichtsaufnahme der Waffe
Bildquelle: https://www.sodia.cc/STEYR-Monobloc-Holzschaft-HQ2-5-LL51cm-.308-
Win./2012826300439

Die Besonderheit bei der Repetierbüchse Steyr Arms 
Monobloc besteht aus einer, in einem Stück gefertig-
ten, Gehäuse-Lauf-Einheit.

Zweite Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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Repetierbüchse

Abbildung 14: Repetierbüchse, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 15: Repetierbüchse, Hauptbestandteile der Waffe

1…Lauf mit Gehäuse und Abzug 
2…Verschluss (innenliegend) 
3…Schaft

Langwaffen, bei denen Lauf und Gehäuse ohne 
erheblichen Aufwand lösbar sind (Wechsellauf)

Lauf und Gehäuseoberteil sind dafür gemacht, vom 
Endanwender selbst auseinander genommen zu 
werden, etwa durch das Lösen einer Schraube oder 
dergleichen. Hier liegen die wesentlichen Bestandteile 
separat vor und sind auch separat einzuspeichern als 
Lauf und Gehäuseoberteil.
Dazu zählen beispielhaft:

Blaser R8

Abbildung 16: Blaser R8, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 17: Blaser R8, Hauptbestandteile der Waffe

1…Lauf 
2…Verschluss 
3…Schaft komplett mit Verschlussführung 
4…Wechselmagazin mit Magazineinsatz 
5…Zielfernrohr

Abbildung 18: Blaser R8, Detailaufnahme des Schaftes komplett mit Verschlussführung

1.3 Verschlüsse von Pistolen

Diese sind – ungeachtet der Tatsache, dass sie diesel-
ben Funktionen wie ein Gehäuseoberteil übernehmen 
(Laufaufnahme und Verriegelung) – nicht als Gehäu-
seoberteile einzustufen. Sie gelten nach der Systema-
tik des Gesetzes sowie nach der unionsrechtlichen Ter-
minologie als eigenständige wesentliche Bestandteile 
(„Verschluss“) und nicht als Gehäuseoberteil.

Da Pistolenverschlüsse zudem gasdruckbelastet sind, 
fielen sie bereits vor der Novelle geltenden Rechtslage 
als wesentliche Bestandteile in den Anwendungsbe-
reich des WaffG.

Durch die Gesetzesänderung ergibt sich für ihre Ein-
stufung keine inhaltliche Änderung.

Dazu zählen beispielhaft:

Glock 17

Abbildung 19: Glock 17, Übersichtsaufnahme der Pistole
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Abbildung 20: Glock 17, Hauptbestandteile der Pistole

1…Verschluss (gängige Bezeichnung „Schlitten“) 
2…Lauf 
3…Griffstück 
4…Schließfederpaket

1.4 Gehäuseunterteil 

„Der Teil eines teilbaren Gehäuses einer Schusswaf-
fe, welcher die Abzugsmechanik aufnimmt und mit 
dem Gehäuseoberteil mechanisch verbunden wird. 
„Bei Pistolen wird das Gehäuseunterteil als Griffstück 
bezeichnet.“ Siehe Punkt 1.5 – Griffstück Pistole

Dazu zählen beispielhaft:

AR-15

Abbildung 21: AR-15, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 22: AR-15, Gehäuseunterteil (gängige englische Bezeichnung: „Lower Receiver“)

1…Kolben bzw. Schulterstütze 
2…Lower Receiver bzw. Gehäuseunterteil

Steyr AUG-Z

Abbildung 23: AUG Z, Übersichtsaufnahme der Waffe, rote Markierung Gehäuseoberteil ohne 
Optik

Abbildung 24: AUG Z, Gehäuseunterteil (gängige Bezeichnung „Kolben“)

Bei dieser Waffe nimmt der Kolben die Abzugsmecha-
nik auf und ist mechanisch mit dem Gehäuseoberteil 
verbunden.

SIG-550-Familie

Abbildung 25: SIG-550, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 26: SIG-550, Gehäuseunterteil (gängige englische Bezeichnung: „Lower Receiver“)

1.4.1 Kein Gehäuseunterteil
Schäfte ohne Verschluss- oder Führung der Abzugs-
mechanik
Ein Schaft gilt nicht als Gehäuseunterteil, wenn er 
den Verschluss nicht führt, keine tragende Funk-

Zweite Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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tion im Schussablauf übernimmt und rein der Er-
gonomie oder Stabilisierung dient. Dies betrifft die 
überwiegende Mehrheit klassischer Jagdwaffenschäf-
te. In diesem Fall fällt der Schaft nicht unter das Waf-
fenrecht und ist auch nicht im ZWR zu speichern.
Dazu zählen beispielhaft:

Repetierbüchse

Abbildung 27: Repetierbüchse, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 28: Repetierbüchse, Hauptbestandteile der Waffe

1…Lauf mit Gehäuse und Abzug 
2…Verschluss (innenliegend) 
3…Schaft

Abbildung 29: Repetierbüchse, Detailaufnahme des Schaftes

1.4.2 Griffstück für Pistole 

„Bei Pistolen wird das Gehäuseunterteil als Griffstück 
bezeichnet. Das Griffstück einer Pistole ist jener Bau-
teil, welcher die Abzugsmechanik beinhaltet, und die 
Führung des Verschlusses ermöglicht.“

Es ist unabhängig vom verwendeten Material (etwa 
Polymer oder Metall) ein wesentlicher Bestandteil.
Dazu zählen beispielshaft:

Glock 17

Abbildung 30: Glock 17, Übersichtsaufnahme der Pistole

Abbildung 31: Glock 17, Hauptbestandteile der Pistole

1…Verschluss (gängige Bezeichnung „Schlitten“) 
2…Lauf 
3…Griffstück 
4…Schließfederpaket

STI 2011

Abbildung 32: STI 2011, Übersichtsaufnahme der Pistole
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Abbildung 33: STI 2011, Hauptbestandteile der Pistole

1…Verschluss (gängige Bezeichnung „Schlitten“) 
2…Lauf 
3…Griffstück komplett 
4…Federpaket 
5…Verschlussfanghebel

Abbildung 34: STI 2011, Hauptbestandteile des Griffstücks

3a…Griffstück gem. § 2 Abs. 2 WaffG 1996 
3b…Griffmodul

CZ-75

Abbildung 35: CZ-75, Übersichtsaufnahme der Pistole

Abbildung 36: CZ-75, Hauptbestandteile der Pistole

1…Verschluss (gängige Bezeichnung „Schlitten“)
2…Lauf 
3…Griffstück 
4…Federpaket

1.4.3 Kein Griffstück

Griffschale, Griffkörper, Griffmodule

Diese Bauteile dienen ausschließlich der ergono-
mischen Formgebung oder äußeren Gestalt, ohne 
Funktion im Schussablauf. Dies sind Griffschalen von 
Revolver und Pistolen, Griffkörper oder Griffmodule, 
die nur als äußere Hülle dienen.
Dazu zählen beispielhaft:

Zweite Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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SIG P320

Abbildung 37: SIG P320, Übersichtsaufnahme der Pistole

Abbildung 38: SIG P320, Hauptbestandteile der Pistole

1…Verschluss (gängige Bezeichnung „Schlitten“) 
2…Lauf 
3…Abzugseinheit bzw. Fire Control Unit  
(laut Hersteller) „Griffstück“ iSd.  
§ 2 Abs. 2 WaffG 1996 
4…Federpaket 
5…Griffmodul (laut Hersteller) bzw. Griffhülle

STI 2011

Abbildung 39: STI 2011, Übersichtsaufnahme der Pistole

Abbildung 40: STI 2011, Hauptbestandteile der Pistole

1…Verschluss (gängige Bezeichnung „Schlitten“) 
2…Lauf 
3…Frame/Dustcover bzw. Griffstück iSd. § 2 Abs. 2 
WaffG 1996 
4…Federpaket 
5…Griffmodul

2. Einteilige Gehäuse 
„Ein einteiliges Gehäuse liegt vor, wenn ein einziger, 
in sich geschlossener Bauteil konstruktiv dazu be-
stimmt und geeignet ist, die für die Waffenfunktion 
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wesentlichen Komponenten –Lauf, Verschluss und 
Abzugsmechanik – aufzunehmen.“

Ein einteiliges Gehäuse ist herstellerseitig nicht mo-
dular aufgebaut; eine Trennung in Gehäuseober- und 
Gehäuseunterteil ist weder vorgesehen noch technisch 
möglich. Einteilige Gehäuse liegen nur in Ausnahme-
fällen einzeln vor und sind ansonsten als ganze Waf-
fen gespeichert. Sie haben sich in der Vergangenheit 
nicht als Wechselsysteme geeignet.
Dazu zählen beispielhaft:

AK 47

Abbildung 41: AK 47, Übersichtsaufnahme der Waffe
3 Bundeskriminalamt Deutschland, „Leitfaden – Wesentliche Teile im neuen Waffenrecht“, 
Version 3.0, 01.08.2023.

Abbildung 42: AK 47, Hauptbestandteile der Waffe

1…Verschluss 
2…Einteiliges Gehäuse mit Lauf 
3…Gehäusedeckel 
4…Handschutz vorne oben mit Gasrohr 
5…Hinterschaft bzw. Kolben 
6…Putzstock 
7…Handschutz vorne unten 
8…Pistolengriff

Repetierbüchse

Abbildung 43: Repetierbüchse, Übersichtsaufnahme der Waffe

Abbildung 44: Repetierbüchse, Hauptbestandteile der Waffe

1…Lauf mit Gehäuse und Abzug 
2…Verschluss (innenliegend) 
3…Schaft

3. Zubehörteile die keine wesentlichen 
Waffenbestandteile sind

Diverse Bedienelemente (Ladehebel, Magazinknöpfe 
etc.) und Ersatzteile wie Schließfeder, Griffschalen, 
Abzug, Abzugsbügel, usw. sind keine wesentlichen 
Waffenbestandteile nach dem Waffengesetz.
Dazu zählen beispielhaft:

Ersatzteile von Schusswaffen

Abbildung 45: Bedienelemente und Ersatzteile, Pistole Walther PP

1…Schließfeder 
2…Griffschalen 
3…Abzug mit Abzugsfeder 
4…Abzugsbügel 5…Sicherungshebel 
6…Hahn

Zweite Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Waffengesetzes
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4. Beispiele für ZWR-Einspeicherungen

Bestandteileinordnung Begriffsabgrenzung Typische Beispiele ZWR-Einspeicherung

Gehäuseoberteil

Eigenständig abgrenzba-
rer oberer Gehäuseteil,
der wesentliche 
Gehäusefunktionen 
erfüllt

AR-15 Upper Receiver 
(ausgebaut bzw.
mit eingesetztem Lauf);
Steyr AUG-Z; SIG-550-
Familie

Gehäuseoberteil

Kein Gehäuseoberteil

Zubehörteile ohne
wesentliche technische 
Funktion

Schulterstützen / Kolben;
Puffer- und 
Rückstoßrohre; 
Vorderschäfte von
Kipplaufwaffen; Be-
dienelemente 
(Ladehebel, Magazin-
knöpfe etc.)

keine Einspeicherung

Gehäuse-Lauf-Einheit

Lauf und Gehäuse sind 
grundsätzlich trennbar, 
eine Trennung ist jedoch 
nur unter erheblichem
technischem 
Aufwand möglich

AR-15 (Upper
Receiver mit
fest montiertem Lauf) Gehäuse-Lauf-Einheit

Verschluss Pistole

Dieselbe Funktion wie 
ein Gehäuseoberteil 
bei einem Halbautoma-
ten, jedoch
eigenständige Definition

Verschluss Glock Verschluss

Gehäuseunterteil
Halbautomat Unterer Gehäuseteil

AR-15 Lower
Receiver; 
Steyr AUG-Z; 
SIG-550-Familie

Gehäuseunterteil

Kein Gehäuseunterteil
Zubehörteile ohne 
wesentliche technische 
Funktion

Schäfte ohne Verschluss-
oder Abzugs-
mechanikführung

keine Einspeicherung

Griffstück Pistole Gehäuseunterteil 
einer Pistole

Glock; Colt 1911; 
CZ-75 Griffstück für Pistole

Kein Griffstück
Zubehörteile ohne 
wesentliche technische 
Funktion

Revolvergriffschalen;
austauschbare Griffmo-
dule

keine Einspeicherung

Einteiliges Gehäuse

Einziger, in sich 
geschlossener Bauteil 
ohne Trennung 
in Ober- und Unterteil

AK-47 gesamte Waffe

Der Leitfaden stellt eine Orientierungshilfe dar und ist primär als Hilfe- und Nachschlagewerk für Waffenbe-
hörden gedacht. Die Ausführungen im Leitfaden geben die Rechtsmeinung des Bundesministeriums für Inneres 
wieder, sodass daraus Dritten weder Rechte noch Pflichten erwachsen. Es ist daher im Verhältnis zu Dritten 
(insb. in Bescheiden) auf diesen Leitfaden nicht Bezug zu nehmen.
27 von 28
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Das österreichische Waffenrecht (WaffG) ist dyna-
misch und wirft in der Praxis regelmäßig komplexe 
Fragestellungen auf. Besonders die Regelungen rund 
um die Ausnahmegenehmigungen nach § 17 (Ka-
tegorie A), der Besitz von großen Magazinen und 
die jüngsten Einstufungen von Waffenbestandteilen 
sorgen unter Waffenbesitzern und Sportschützen für 
rauchende Köpfe. Ein Blick auf aktuelle Behördenaus-
künfte und Mitgliederanfragen bringt etwas Licht ins 
regulatorische Dunkel.

1. Das ewige Rätsel der groSSen 
Magazine (§ 17 WaffG)

Grundsätzlich regelt § 17 Abs. 3 WaffG eine entschei-
dende Erleichterung für Inhaber von Kategorie-A-
Plätzen (Z 7, 8 oder 11):

„Der Erwerb, der Besitz und das Führen von Magazi-
nen [...] für Schusswaffen, die aufgrund einer Bewilli-
gung [...] besessen werden, bedarf keiner gesonderten 
Bewilligung.“

Doch was passiert, wenn sich der Waffenbestand än-
dert? Hierzu gibt es unterschiedliche Ansichten:

Neues 
aus dem 

Paragraphendschungel: 
Magazine, Plätze und „neo-wesentliche“ 

Teile im Waffenrecht

Die „klassische Rechtsmeinung“ (Sicherste Variante): 
Diese von der Interessengemeinschaft Liberales Waf-
fenrecht Österreich (IWÖ) empfohlene Ansicht be-
schreibt die sicherste Vorgangsweise mit dem absolut 
minimalsten Risiko einer Strafverfolgung. Sie besagt 
klar: Wird die letzte passende Waffe verkauft, müssen 
die zugehörigen großen Magazine vor oder spätestens 
im Zuge des Verkaufs an einen Berechtigten überlas-
sen werden. Der Verkäufer darf sie keinesfalls behal-
ten.
Die liberale Auslegung (BH Villach-Land): Eine 
aktuelle Rechtsauskunft der Bezirkshauptmannschaft 
Villach-Land zeigt, daß manche Behörden die Praxis 
flexibler interpretieren. Laut dieser Auskunft darf ein 
großes Magazin nach dem Verkauf der Waffe vor-
erst allein weiterbesessen werden. Auch ein späterer 
Neukauf einer nicht kompatiblen Waffe auf denselben 
Platz würde den Besitz des „alten“ Magazins stützen.

Wichtiger Praxishinweis: Wer strafrechtlich und 
waffenrechtlich absolut jegliches Risiko ausschließen 
will, hält sich strikt an die klassische Rechtsmeinung. 
Die Flexibilität der BH Villach-Land ist nicht flächen-
deckend auf alle Waffenbehörden Österreichs über-
tragbar. Im Ernstfall schützt die Berufung auf eine 
Auskunft einer fremden Behörde nicht vor Strafe.

Neues aus dem Paragraphendschungel

Text & Grafik: Gunter Hick
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2. Praxis-Check:  
Waffentausch auf der WBK  

und die Wartefrist

Ein häufiges Szenario bei Sportschützen: Die Plätze 
auf der Waffenbesitzkarte (WBK) sind voll belegt, 
ein Waffenwechsel steht an. Ein Mitglied warf dazu 
folgende Frage auf:

„Ich habe 1 Kat A Z7, 1 Kat A Z8 und 5 B-Plätze. Wenn 
ich beim Händler eine Kat A Waffe (z. B. Steyr AUG 
Z A3) auf einen freien B-Platz schieben lasse und mir 
direkt im Geschäft dafür eine HK MR223 für den frei 
gewordenen A-Platz kaufe, war ich technisch gesehen 
ein paar Minuten ohne Kat A Z8 Waffe. Greift hier die 
4-wöchige Wartefrist?“

Die Entwarnung: Nein, in diesem Fall greift die 
4-wöchige Wartefrist (Abkühlphase) nicht. Die Frist 
gilt immer je Kategorie. Da der Schütze im beschriebe-
nen Szenario gleichzeitig einen Z7- und einen Z8-
Platz besitzt, wird die übergeordnete Kategorie A zu 
keinem Zeitpunkt komplett „leer“.

Zudem gilt die Wartefrist nach § 41f Abs. 2 WaffG 
nur für einen mit Eigentumsübergang verbundenen 
Neuerwerb. Das bloße Verschieben von Waffen, die 
sich bereits im rechtmäßigen Eigentum des Besit-
zers befinden (Platztausch), löst diese Frist nicht 
aus.

Was passiert mit den Magazinen beim 
internen Platzwechsel?

Wird das besagte Steyr AUG vom Kat-A-Platz auf 
einen der B-Plätze umregistriert, befindet es sich offi-
ziell nicht mehr auf dem „Ausnahmeplatz“. Darf man 
die 30-Schuß-Magazine behalten?

Auch hier greift wieder das oben erwähnte Dilemma: 
Während manche Behörden einen lockeren Bestands-
schutz argumentieren, verlangt der streng ausgeleg-
te Gesetzestext eigentlich eine passende, auf Kat A 
registrierte Waffe. Wer das Risiko einer Strafverfol-
gung minimieren will, beläßt die Waffe, für die große 
Magazine vorhanden sind, auf dem entsprechenden 
A-Platz.

3. Der AR-15 Lower im Schrank – 
Umgang mit „neo-wesentlichen“ 

Teilen
Durch die jüngsten waffenrechtlichen Anpassungen 
entfiel die Einschränkung, daß wesentliche Bestand-
teile zwingend gasdruckbelastet sein müssen. Das hat 
zur Folge, daß sogenannte „Lower Receiver“ (Ge-
häuseunterteile bzw. Griffstücke) nun eigenständige, 
wesentliche Bestandteile der Kategorie B sind.

Wer noch einen alten, nicht registrierten AR-15 Lower 
zu Hause im Tresor liegen hat, muß handeln:

Meldepflicht: Der Besitz muß dem zuständigen 
Waffenreferat bzw. der örtlichen Behörde gemeldet 
werden.

Personalisierte Bewilligung: Die Behörde stellt für 
diese „neo-wesentlichen“ Teile unter Umständen per-
sonalisierte Bewilligungen aus.
Wichtige Eigenschaft: Diese speziellen Bewilligungen 
sind an den Bestandteil gebunden und erlöschen auto-
matisch, sobald das Bauteil an einen anderen Berech-
tigten (oder Händler) überlassen wird.

4. Fristen und Platzerweiterungen  
(§ 23 WaffG)

Abschließend herrscht oft Unklarheit darüber, wie 
sich gesetzliche Fristen auf die Erweiterung von WBK-
Plätzen auswirken. Hier gilt die bekannte Systematik 
des § 23 WaffG:

Die 5-Jahre-Regel (§ 23 Abs. 2): Nach Ablauf von fünf 
Jahren ab Ausstellung der unbefristeten Erstausstel-
lung besteht ein Rechtsanspruch auf Erweiterung auf 
bis zu 5 Plätze (sofern die Verläßlichkeit gegeben ist). 
Vor Ablauf dieser Frist sind Erweiterungen nur mit 
entsprechendem schriftlichen Nachweis (z. B. intensi-
ve sportliche oder jagdliche Notwendigkeit) möglich.
Erweiterung für aktive Sportschützen (§ 23 Abs. 2b): 
Wer regelmäßig an nationalen/internationalen Wett-
kämpfen teilnimmt, kann nach jeweils 5 Jahren die 
Erweiterung um jeweils 2 Plätze bis zu einem Maxi-
mum von 10 Plätzen beantragen.

Sammler (§ 23 Abs. 2c): Für das systematische Sam-
meln von geschichtlich oder technisch relevanten 
Schußwaffen gibt es bei entsprechendem Gutachten 
und stimmigem Sammelthema weiterhin keine starre 
Obergrenze nach oben.
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Geburtsdatum Geburtsdatum

Berechtigung passend irgendeine keine passend irgendeine keine Berechtigung

Zeitpunkt Zeitpunkt

Was Was

Wo Wo

Wann Wann

Ergebnis
Bewilligung 

(personalisiert) 
Ablehnung möglich

Eintragung
ggf. personalisiert

Bewilligung
(personalisiert)

Bewilligung 
(personalisiert) 

Ablehnung möglich
Ergebnis

Quelle § 58 (23) § 58 (24) § 58 (25) § 58 (23) § 58 (24) § 58 (26) Quelle

Geburtsdatum  vor 28.4.2005 ab 28.4.2005  vor 28.4.2005 ab 28.4.2005 Geburtsdatum

Berechtigung keine keine keine keine Berechtigung

Zeitpunkt vor 16.10.2023 nach 16.10.2023 ohne Belang
diese Waffe

vor 16.10.2023
erste Waffe

nach 16.10.2023
ohne Belang Zeitpunkt

Was registrieren Was

Wo Waffenhandel Wo

Wann Wann

Ergebnis ZWR
Eintragung Ergebnis

Quelle § 58 (34) § 58 (35) § 58 (36) § 58 (31) § 58 (32) § 58 (33) Quelle

Melden Melden

Geburtsdatum ohne Belang Geburtsdatum ohne Belang

Erwerbszeitpunkt ohne Belang Erwerbszeitpunkt ohne Belang

Bis 28.4.2028 Bis 28.4.2028

Bewilligung (personalisiert)

nichts

WBK Kat C
Ablehnung möglich

WBK Kat C
Ablehnung möglich

Waffenbehörde

melden=WBK beantragen melden=WBK beantragen

Waffenbehörde Waffenbehörde

Bis 28.04.2027 Bis 28.04.2027

Bestandteil Kategorie A
wenn Kriegsmaterial

Bestandteil Kategorie A
Bestandteil Kategorie B

Bestandteil Kategorie C Schusswaffe Kategorie C

vor 28.4.2005
oder

Jagdkarte

vor 28.4.2005
oder

Jagdkarte

BMLV

Wählen Sie den Quadranten anhand des fraglichen Gegenstandes aus.

Die ersten drei Zeilen (Geburtsdatum, vorhandene Berechtigung und Erwerbszeitpunkt) bestimmen, welche 
Spalte anzuwenden ist. Die nächsten drei Zeilen (Was, Wo, Wann) geben über die erforderliche Handlung Aus-
kunft. In den letzten beiden Zeilen stehen das gewünschte Ergebnis und die Fundstelle im Waffengesetz.

Grün markierte Felder kennzeichnen „sichere“ Fälle mit Rechtsanspruch auf eine Genehmigung. Rot markierte 
Felder kennzeichnen „gefährliche“ Fälle, bei denen eine Ablehnung möglich ist, und diesfalls eine Überlassung 
an einen Berechtigen erfolgen muß.

Neues aus dem Paragraphendschungel
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Das Bundesministerium für 
Inneres (BMI) hat seinen Rund-
erlaß an die aktuellen Bestim-
mungen des Waffengesetzes 
angepaßt und damit lang erwar-
tete Klarheit beim Umgang mit 
sogenannten „großen Magazi-
nen“ (Magazine mit einer Ka-
pazität von mehr als 10 Schuß 
für Langwaffen bzw. mehr als 
20 Schuß für Faustfeuerwaffen) 
geschaffen. 
  

Erwerb  
und Meldepflicht

  
Wer bereits Inhaber einer 
waffenrechtlichen Ausnah-
mebewilligung für ent-
sprechende Schußwaffen 

Klarheit 
für lange Magazine 

Text & Fotos: Gunter Hick

nach § 17 Abs. 1 Z 7, 8 oder 11 
WaffG ist, darf für die konkret 
besessenen Waffen weitere 
passende „große Magazine“ 
ohne erneute Sonderbewilli-
gung erwerben. Zu beachten 
ist jedoch, daß der Zukauf 
eines solchen zusätzlichen Ma-
gazins von Privat gemäß § 28 
WaffG bei einem Waffenhändler 
erfolgen muß. 

  Das Zusammenspiel 
von Waffe, Magazin 
und strikter  
Kompatibilität 
 
Die gesetzliche Systematik ge-
währt bei der Reihenfolge des 
Kaufs eine gewisse Flexibilität, 
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Klarheit für lange Magazine

knüpft diese jedoch an eine zwingende technische 
Voraussetzung: 
  
Erst Waffe, dann Magazin: Wer bereits im Besitz 
der berechtigten Schußwaffen-Kategorie ist (z. B. 
einer Faustfeuerwaffe mit entsprechender Magazi-
naufnahme wie einer Pistole), muß beim nachträg-
lichen Zukauf eines großen Magazins zwingend 
sicherstellen, daß dieses technisch und physisch 
zum bereits vorhandenen Modell kompatibel ist. 
Der Erwerb eines unpassenden Magazins ist strikt 
untersagt. 
  
Erst Magazin, dann Waffe: Umgekehrt ist es 
zwar zulässig, ein großes Magazin zu erwerben, 
ohne zum selben Zeitpunkt die passende Waffe 
zu besitzen. Wird dann jedoch zu einem späte-
ren Zeitpunkt eine entsprechende Schußwaffe 
angeschafft, muß diese zwingend mit dem be-
reits im Vorfeld besessenen Magazin kompatibel 
sein. 
  

Volle Flexibilität beim 
Bestandswechsel 

  
Besonders praxisnah regelt der Erlaß den Verbleib 
von Magazinen bei einem Waffenwechsel: 
  
Waffe weg, Magazin bleibt: Wird die Faustfeuer-
waffe verkauft und das bisherige („alte“) große 
Magazin behalten, darf dieses legal weiterbesessen 
werden. 
  
Neukauf nach Waffenverkauf: Wer sein altes Maga-
zin behält, kann anschließend eine neue Faustfeu-
erwaffe erwerben – und zwar unabhängig davon, 
ob dieses neue Modell mit dem alten Magazin 
kompatibel ist oder ob es sich überhaupt um eine 
Waffe handelt, die ein großes Magazin aufnehmen 
kann. 
  
Mit dieser Klarstellung sind die Rahmenbedingun-
gen für den Umgang mit Großkapazitätsmagazi-
nen und Wechselsystemen für Sportschützen und 
Sammler verbindlich definiert. 
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Die Erteilung von Waffenpässen für Exekutivbeamte 
sorgt seit Jahren für rechtliche Auseinandersetzungen. 
Nachdem die Behörden den Nachweis einer konkre-
ten Bedrohung selbst für Polizisten extrem verschärft 
hatten, schob der Gesetzgeber 2019 einen Riegel vor 
und definierte, daß bei Polizei, Militärpolizei und 
Justizwache eine generelle Gefährdung außerhalb des 
Dienstes anzunehmen ist. Das BMI hat dazu festge-
halten: 

„BMI: Die ... genannten Personengruppen müssen 
ihre konkrete und qualifizierte Gefährdungslage nicht 
mehr im Einzelnen glaubhaft machen.“
 
Dieses System lief reibungslos, bis ein Kärntner 
Polizeischüler direkt nach Abschluß des Ausbildungs-
vertrags einen Waffenpaß beantragte. Nach einer 
Ablehnung durch die Bezirkshauptmannschaft gab 
das Kärntner Landesverwaltungsgericht (LVwG) 
dem Schüler recht, da bereits mit der Aufnahme die 
Zugehörigkeit zur Exekutive gegeben sei. Die BH zog 
daraufhin per außerordentlicher Revision vor den 
Verwaltungsgerichtshof (VwGH). 

Im Zentrum des Verfahrens stand das gesetzliche 
Ermessen gemäß dem Waffenrecht: 

„§ 21 (3) WaffG ‚Die Ausstellung von Waffenpässen an 
verlässliche Menschen, die das 18. Lebensjahr vollen-
det haben und den Nachweis erbringen, dass sie ... be-
ruflichen ... Bedarf zum Führen von Schusswaffen der 
Kategorie B haben, liegt im Ermessen der Behörde.“ 
Der VwGH entschied am 20. Juni 2023 (Ra 
2023/03/0021), daß eine pauschale Zuerkennung an 
Polizeischüler vor Abschluß der Grundausbildung 

Waffenpass
für Polizisten

Die nächste Runde

Text: Gunter Hick

eine „sachlich ungerechtfertigte Gleichstellung“ dar-
stellt. Bis dahin fehle sowohl die umfassende Waffen-
schulung als auch die gefahrenträchtige Praxiserfah-
rung im Außendienst. 

Dieser höchstgerichtlichen Rechtsprechung wurde 
im aktuellen „Rundschreiben Waffenrecht“ des BMI 
Rechnung getragen. Das Ministerium vertritt darin 
jedoch die Auffassung, daß einer Ausstellung mit 
Beginn der praktischen Verwendung nichts im Wege 
steht: 

„BMI: Es erscheint vertretbar, dass den ... genannten 
Personen ... ein Waffenpass ... ausgestellt werden 
kann.” 

In der Praxis wird dieser nun oft mit der Auflage 
versehen, daß die Gültigkeit an ein aufrechtes Dienst-
verhältnis zum Bund gekoppelt ist. 

Die Kluft im Behördenvollzug

Obwohl die Rechtslage durch die Judikatur und 
das Ministerium eigentlich Rahmenbedingungen 
geschaffen haben sollte, zeigt sich in der Realität ein 
gespaltenes Bild: Während einige Waffenbehörden 
die Anträge von Auszubildenden unkompliziert und 
zügig bearbeiten, praktizieren andere Dienststellen 
eine bewußte Hinhaltetaktik. Anträge von Aspiranten 
bleiben dort oft unbearbeitet bei der Behördenleitung 
liegen – mutmaßlich, um die gesetzliche Entschei-
dungsfrist von sechs Monaten vollständig auszu-
schöpfen und den Antrag letztlich doch abzuweisen.
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Das „Waffenpatent“ 
der k. (u.) k. Monarchie

Pistolen des Modells FN 1910 
sind keine Raritäten, etwa 700.000 
Exemplare sollen hergestellt wor-

Eine FN mit langem Lauf 
und das „Waffenpatent“ 
von 1852

Text & Fotos: Dr. Peter Paulsen

den sein. Gelegentlich finden sich 
dann doch interessante Stücke, 
z.B. Pistolen mit verlängertem 
Lauf. Solche Faustfeuerwaffen mit 
verlängertem Lauf waren in der 
k. (u.) k. Monarchie und darüber 

hinaus bis 1939 nichts Seltenes. 
Grund war das kaiserliche Patent 
vom 24. Oktober 1852 (RGBl. Nr. 
223/1852). In diesem wurden 
„verbotene Waffen“ definiert, die 
man nur mit einer Bewilligung der 

Ende des Schlittens, dahinter eine neuere FN 1910 zum Vergleich

Eine FN mit langem Lauf und das Waffenpatent von 1852
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Behörde besitzen durfte. Dazu zählten auch heute als 
„verbotene Waffen“ anzusehende Gegenstände, z.B. 
Stockdegen, aber auch „Terzerole unter dem Maße 
von 7 Wiener Zollen, mit Inbegriff des Schaftes und 
Laufes“. Im Umkehrschlß waren Terzerole mit einer 
Länge von 7 Wiener Zoll (ca. 184,4 mm) und darüber 
leichter zu erwerben, sofern man es sich leisten konn-
te. Das Führen war, mit wenigen Ausnahmen, nur mit 
zeitlich befristeten Waffenpässen erlaubt.

Mit dem Aufkommen kleiner, handlicher und z.T. 
auch preiswerter bis billiger Revolver und Selbstla-
depistolen erwies sich diese Mindestlänge als Ver-
kaufshindernis, was aber durch eine Verlängerung 
der Läufe umgangen werden konnte. Bei Revolvern 
blieb das Korn typischerweise an der „richtigen“ 
Stelle, sodaß der Käufer wußte, wo er den Lauf (un-
erlaubterweise) kürzen konnte. Bei manchen billigen 
belgischen Taschenrevolvern sind noch Spuren einer 
solchen Kürzung ersichtlich (Säge- oder Feilspuren, 
Fehlen der Vernickelung).

Aber es wurden auch Selbstladepistolen mit verlän-
gerten Läufen erzeugt, und nicht nur in Belgien oder 
Spanien; so existieren z.B. Steyr 1909 6,35mm Br. Pistole  

von rechts

Läufe der FN 1910 (Normallänge und verlängerter Lauf), FN 1922 und FN 130 (von oben nach unten)
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Pisto-
len mit langem Lauf, 

während das obenliegende 
Federgehäuse die Normallänge 
hat. Im Jubiläumskatalog der Fa. 
Wilhelm Zultner, Wien (1929) 
werden dann auch kleinere Selbst-
ladepistolen (6,35 mm Br.) und 
Revolver in Normallänge und opti-
onal mit 180 mm Länge angeboten. 
(Entweder war die Angabe „180 
mm“ im Katalog nur ein gerun-
deter Wert oder die Mindestlänge 
von 184,4 mm wurde damals nicht 
mehr so genau beachtet.)

Bei solchen Waffen wurde später 
nicht selten der überstehende 
Laufteil abgeschnitten. Wenn 

auch solche 
Kürzungen 
nach dem 
Ende der 
Geltung 

des Waffen-
patents (1.6.1939; Dt. RGBl. Nr. 
I S. 213) erfolgt sein können, ist 
davon auszugehen, daß dies auch 
schon vorher erfolgt ist und es ist 
fraglich, ob dieses und das Führen 
solcher Waffen immer rechtskon-
form erfolgte.

Exkurs: Waffenrecht und kreative 
Umgehungen
Die Frage, wie kreativ Waffenher-
steller auf rechtliche Verschärfun-
gen reagiert haben, wäre einen 
eigenen Artikel wert. Beispielhaft 
soll der Verkauf von zu Pistolenka-
rabinern umgebauten C96-Pistolen 
in den frühen 1990er Jahren in 
Österreich genannt werden; Re-
volvergewehre sind wohl ähnlich 

zu werten. Schließlich wäre die 
Schaffung von Zivilkalibern zu 
erwähnen, z.B. die 9x21 IMI. Kom-
plizierter verhielt es sich in den 
USA ab 1968 mit dem Gun Control 
Act, über ein Gun-Control-Act 
konformes „Upgrade“ der FN 1910 
wird noch zu berichten sein. Nicht 
alle Einschränkungen kann man 
elegant umschiffen, z.B. die Ma-
gazinkapazität betreffend. Schlie-
ßungen oder die Konzentration 
auf andere Geschäftszweige waren 
für manche Betriebe schließlich die 
ultima ratio.

Zum vorliegenden Stück

Die Seriennummer der vorliegen-
den Pistole (63.748) zusammen 
mit dem Kontrollzeichen „V in 
Quadrat“ und die Schlittenform 
weist darauf hin, daß die Waffe 
1914, (kurz) vor Beginn des ersten 

Schlagbolzenunterseite oben: FN mit verlängertem Lauf; unten: spätere Fertigungen der FN 1910, FN 1910/22 und der FN 100er Reihe.
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Weltkrieges erzeugt wurde. Die 
frühen Modelle (bis 1913) haben 
noch eine etwas andere Schlitten-
form. Unterschiede der Gestaltung 
der Schlittenbeschriftung erlauben 
weitere Grobdatierungen. Auch 
die Form der Mündungsbuchse 
änderte sich mit der Zeit.

Wer es genau wissen will und 
die Investition von etwas über 
200 € nicht scheut, greift auf das 
Fachbuch von Anthony Vander-
linden (FN Browning Pistols, 3. 
Aufl. 2022) zurück. Als – kosten-
freier und doch sehr informativer 
- Einstieg ist der Artikel von Ed 
Buffaloe auf „Unblinking Eye“ 
im Internet zu empfehlen. Im 
Buch von Vanderlinden werden 
auch FN-Pistolen mit verlänger-
ten Läufen präsentiert, mit dem 
Hinweis auf rechtliche Vorschrif-
ten in der Tschechoslowakei und 
in Rumänien und einer diagonal 
gemessenen Mindestlänge von 150 
mm. Es ist allerdings möglich und 
wohl auch wahrscheinlicher, daß 
die vorliegende Pistole ein Kind 
des Waffenpatents von 1852 ist, 
besonders da Vanderlinden sich 
auf den österreichischen Importeur 
und Großhändler Wilhelm Zult-
ner bezieht (im Buch ist eine einer 
Bestellung von Zultner zugeordne-
te FN 1910 mit verlängertem Lauf 
und der Nr. 63.121 abgebildet, 
mit dem Hinweis, daß auf Grund 
des Kriegsausbruchs nur ein Teil 

der bestellten Partie ausgeliefert 
wurde). Nachdem erst mit der 
Konvention vom 15. Juli 1914 der 
belgische Beschuß in Österreich 
anerkannt wurde, könnte das Feh-
len zusätzlicher österreichischer 
Beschußzeichen auf der Pistole ein 
Hinweis sein, daß die Waffe nach 
diesem Datum nach Österreich 
gelangte.

Die Produktion der FN „1910“ be-
gann übrigens erst 1912, das „alte“ 
Modell (1900) verkaufte sich noch 
immer gut und für das „neue“ 
Modell bürgerte sich erst später 
die Bezeichnung „1910“ ein.

Ein Austausch von Teilen mit 
späteren FN 1910 ist nur teilweise 
möglich, bei Schlitten und Griffs-
tück gibt es kleine Maßunterschie-
de, die allerdings ohne Kenntnis 
der Fertigungstoleranzen schwer 
zu bewerten sind. Der Schlitten der 
vorliegenden FN mit verlängertem 
Lauf ließ sich nicht auf Griffstücke 
von FN 1910 aus den 1940ern und 
FN 1922 aus den 1930ern-1940-
ern aufschieben, es klemmte im 
Bereich der Ausnehmung für das 
Schlagfedergegenlager.

Deutliche Unterschiede gibt es in 
der hinteren Kontur des Schlit-
tens, diese ist bei der vorliegenden 
Pistole stärker abgerundet als bei 
späteren FN 1910 und 1910/22; 

ähnliches ist auch bei den FN 1906-
Pistolen bekannt. Der Schlitten hat 
15 Spannrillen, spätere FN 1910 
haben 16 Rillen, die FN 1922 hat 
17. Das Griffstück ist mit 115,6 mm 
ca. 1 mm kürzer als bei späteren 
Fertigungen. Der Schlagbolzen ist 
etwas kürzer (27,7 vs. 28,7 mm) 
und weist an der Unterseite vor 
der Nase eine teilweise Abflachung 
auf; bei späteren Fertigungen (und 
der FN 1910/22) ist die Unterseite 
über die gesamte Länge abgeflacht. 
Schließlich ist der am Lauf ange-
brachte Verdrehschutz bei den 
neueren Fertigungen dicker. Der 
Lauf ist übrigens - wie auch bei 
dem im Buch von Vanderlinden 
abgebildetem Exemplar - brüniert.

Die vorliegende Waffe weist zwar 
keinen besonders guten Erhal-
tungszustand auf, aber es ist auch 
keine nachträgliche Laufkürzung 
erfolgt und damit wird die Pistole 
jedenfalls sammelwürdig. Auch 
ist das Laufinnere in einem we-
sentlich besseren Zustand als die 
Außenflächen es sind. Die Waffe 
hat das Kaliber 9 mm kurz, was 
seltener anzutreffen ist als die 
Variante in 7,65 mm Br. Die Länge 
von der Laufmündung bis zum 
Hinterende des Schlittens beträgt 
- wenig verwunderlich - etwas 
über 184 mm. Was damals sicher 
unpraktisch war, erfreut nun das 
Auge des Sammlers.
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Wir kommen von San Diego und reisen in Mexiko ein 
über den nicht so bekannten Grenzübergang Tecate, 
etwa fünfzig Kilometer von Tijuana entfernt. Tijuana 
ist die meistüberquerte Landesgrenze der Welt, etwa 
fünfzig Millionen Menschen überqueren diese Grenze 
pro Jahr. Naturgemäß kommt es dabei oft zu stun-
denlangen Wartezeiten. Ein guter Grund also, diesen 
Grenzübergang zu meiden. Unsere ersten Kilometer 
in Mexiko zeigen gleich ein anderes Bild. Die Straße 
ist asphaltiert, aber rechts und links bei den Zufahrten 
zu Häusern und Geschäften fährt man über Sand oder 
Schotter.

Im Gegensatz zu den USA, wo regelmäßig Warn-
schilder neben der Fahrbahn stehen, die erinnern daß 
das Verschmutzen der Landschaft mit empfindlichen 
Geldbußen bestraft wird, nimmt man es hier nicht so 
genau. Im Verlauf unserer langen Fahrt durch Mexiko 
kommen wir leider auch immer wieder an illegalen 
Mülldeponien vorbei. Es dauert auch nicht lange, 
bis wir an der ersten Kontrollstelle der Polizei anhal-
ten müssen. Besonders im Verlauf der Bundesstraße 
Nummer Eins über die Halbinsel der Baja California 
gibt es immer wieder Polizeikontrollen. Wir werden 
meist freundlich durchgewunken oder man fragt uns 

Text & Fotos: Dr. Norbert Mosch

Panamericana
Mexico
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nur kurz woher wir kommen und wohin wir wollen. 
Durchsucht wurde unser Gepäck nur ein einziges Mal 
im Hafen von Pichilingue bei La Paz, bevor wir die 
Fähre nach Mazatlan nahmen.

Die mexikanische Polizei ist in mehreren Ebenen 
strukturiert:

Nationale Ebene
Bundespolizei (Police Federal)
Nationalgarde (Guardia Nacional) seit 2019, gebildet 
aus ehemaligen Bundespolizeibeamten und Militär-
personal
Regionale Ebene
Staats- und Kommunalpolizei

Darüber hinaus gibt es noch verschiedene andere Ab-
teilungen mit Spezialaufgaben. Dabei fällt sofort auf, 
daß alle Beamten der Polizei sehr martialisch ausge-
rüstet sind. Sie sehen eher wie Soldaten der Sonder-
abteilungen aus, in voller Montur mit Sturmgewehr. 
Die Bewaffnung der einzelnen Polizeiabteilungen 
ist unterschiedlich, teilweise sieht man tschechische 
Bren-Sturmgewehre und CZ P09 Pistolen. Die Einsatz-
fahrzeuge fallen ebenfalls sofort ins Auge, wenn sie 
einem auf der Landstraße begegnen. Es sind Pickups 
verschiedener Marken mit rot-blauen Warnlichtern, 
auf deren Ladefläche links und rechts quer eine kurze 
Sitzbank eingebaut ist und immer steht ein Mann bei 
dem auf einer Lafette aufgebauten Maschinengewehr 
in Fahrtrichtung über der Fahrerkabine. Die Fahrzeu-
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ge der verschiedenen Polizeiabteilungen sind dement-
sprechend beschriftet und wir sehen jeden Tag sehr 
viele davon. 

Privater Waffenbesitz in Mexiko

Im Gegensatz zu vielen Filmen und TV-Serien, wo 
es immer von allen möglichen Waffen wimmelt, die 
hauptsächlich von Gangs und den Privatarmeen der 
Drogenbarone verwendet werden, ist der private 
Waffenbesitz in Mexiko sehr eingeschränkt. Man kann 
eine Bewilligung für den Kauf einer Waffe bei der 
Secretaría de la Defensa Nacional (SEDENA) beantra-
gen, dafür sind eine Menge Dokumente erforderlich 
und falls diese in Ordnung sind, wird die Bewilligung 
für den Besitz im eigenen Haus ausgestellt. Es werden 
nur halbautomatische Jagdgewehre, Jagdgewehre, 
Revolver mit maximal Kaliber .38, bzw. halbautomati-

sche Pistolen mit maximal Kaliber 9 mm bewilligt. Als 
Begründung genügt die Angabe für den Selbstschutz. 
Waffen oder Kaliber, die von der Polizei oder vom 
Militär verwendet werden kann man nicht erwerben. 
Kaufen kann man die Waffen ausschließlich in einem 
einzigen Geschäft in Mexiko City. Eine Trageerlaubnis 
zum Führen außer Haus ist fast unmöglich zu bekom-
men.

Woher kommen denn die vielen Waffen, die man in 
den Filmen oder Dokumentationen sieht oder von 
denen man manchmal in den Nachrichten hört? Zum 
Einen natürlich aus den Waffenkammern der Filmstu-
dios, aber der Großteil der tatsächlich vorhandenen 
Waffen in Mexiko außerhalb der Behörden wurde 
illegal aus den USA ins Land geschmuggelt. Laut dem 
mexikanischen Außenministerium werden jährlich 
etwa zweihunderttausend illegale Waffen nach Mexi-
ko gebracht. Für Reisende ist es nicht möglich, Waffen 
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Nächste Auktion: November 2026

Lange Pistole 08, DWM 1917, 
mit Tasche und Brett

in Mexiko zu besitzen, darunter fallen nicht nur Ge-
wehre oder Pistolen, sondern auch Messer, Munition 
und auch Teile von Waffen oder Patronenhülsen. Mir 
wurde auf der Fähre von La Paz nach Mazatlan sogar 
vorübergehend das Leatherman-Werkzeug abgenom-
men. Ich mußte es im Seitenkoffer des Motorrades 
einsperren, da der Laderaum während der Fahrt nicht 
zugänglich war.

Wie sicher ist nun eine Fahrt durch Mexiko mit dem 
Motorrad? Wir fuhren durch viele der Landesteile, die 
in Zeitungsberichten als unsicher gelten. Allerdings 
hielten wir uns an einige Sicherheitsregeln. Wir fuhren 
nur am Tag und stiegen in sehr guten Hotels ab. Au-

ßerdem vermieden wir am Abend oder in der Nacht 
zu Fuß unterwegs zu sein. Darüber hinaus wurden 
wir in manchen Städten von Bekannten oder Freun-
den aus der Taekwondo-Szene betreut und erhielten 
Tips. So wurde uns zum Beispiel empfohlen, nicht 
durch Sonora und Sinaloa zu fahren, sondern die 
Baja California hinunter und dann mit der Fähre nach 
Mazatlan. Generell fühlten wir uns in ganz Mexiko 
sicher. Es ist ein schönes und vielfältiges Land, beson-
ders außerhalb der bekannten Touristenzentren. Ob 
es uns auf unserer weiteren Reise durch Mittel- und 
Südamerika ebenso gut ergeht werden wir sehen.
Fortsetzung des Reiseberichtes in den  
IWÖ-Nachrichten 3/2026
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